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REGIERUNG Backes, Engel und Haagen vereidigt
Die Regierungsumbildung ist voll-
zogen. Am Mittwoch wurden Yu-
riko Backes (DP), Georges Engel
und Claude Haagen (beide LSAP)
von Großherzog Henri vereidigt,
nachdem Pierre Gramegna (DP),
Dan Kersch und Romain Schnei-
der (beide LSAP) sich aus der Re-
gierung zurückgezogen hatten.
Yuriko Backes übernimmt das
Finanzministerium von Gramegna

und wird somit die erste Frau auf
diesem Posten sein. Georges Engel
wird Arbeits- und Sportminister
und übernimmt damit die Ressorts
von Dan Kersch, während Claude
Haagen als Landwirtschaftsminister
und Minister für soziale Sicher-
heit in die Fußstapfen von Ro-
main Schneider tritt. Dan Kerschs
Rolle als Vizepremierminister wird
in Zukunft von der LSAP-Gesund-

heitsministerin Paulette Lenert
übernommen.

Die Vereidigung fand zwar im
großherzoglichen Palast statt, doch
der Staatschef wurde per Video-
konferenz zugeschaltet, da er sich
mit dem Coronavirus infiziert hat
und in Isolation ist. Aus dem Grund
musste auch die Verabschiedung
der drei zurückgetretenen Minister
abgesagt werden.



Yuriko Backes setzt in Brüssel auf Kontinuität und vermeidet überraschende Stellungnahmen
Brüssel. Beim Brüsseler Treffen der
Euro-Finanzminister am Montag
und der EU -Finanzminister am
Dienstag gab es viele neue Ge-
sichter, die durchaus auch für
einen gewissen Stilwechsel ste-
hen, der obendrein Folgen auf die
Zukunft der Europäischen Union
haben könnte.

Zu den „Neuen" gehörten am
Montag und am Dienstag etwa der
deutsche Finanzminister Christian
Lindner (FDP) und die Niederlän-
derin Sigrid Kaag von der linksli-
beralen D66 -Partei. Beide Politi-
ker stehen für einen leichten Kurs-
wechsel in ihren jeweiligen Län-
dern: Lange galten Berlin und Den
Haag als Anhänger der strengen
Austerität und Gegner jeglicher
Vergemeinschaftung auf EU -Ebe-
ne. Doch sowohl Lindner wie auch
Kaag, die neulich gebildete Regie-
rungskoalitionen vertreten, weich-
ten in Brüssel subtil von der tradi-
tionellen Linien ihrer Herkunfts-
staaten ab: Beide sprachen sich für
mehr Investitionen aus - und an-
statt Türen zu schließen, waren sie

bemüht, Öffnungen in Brüssel er-
kennen zu lassen. Yuriko Backes
(DP), Luxemburgs neue Finanzmi-
nisterin, pochte bei ihrer Brüssel -
Premiere dagegen auf Kontinuität
- Nuancen mit ihrem Vorgänger
Pierre Gramegna ließen sich in
ihren öffentlichen Stellungnah-
men bislang kaum erkennen. „Ich
komme nicht aus einer neuen Re-
gierung mit einem neuen Regie-
rungsabkommen", sagte Backes in
Brüssel. Eine Revolution bei den
Positionen Luxemburgs sei dem-
nach nicht zu erwarten. Yuriko Ba-
ckes Profil hatte nach ihrer über-
raschenden Nominierung als
Pierre Gramegnas Nachfolgerin
Ende 2021 für Spekulationen dies-
bezüglich gesorgt: Würde die ehe-
malige europapolitische Beraterin
von Jean-Claude Juncker (CSV)

und Xavier Bettel (DP), die außer-
dem die Vertretung der EU -Kom-
mission in Luxemburg einige Jah-
re geleitet hatte, die Luxemburger
Standortpolitik auf EU -Ebene wei-
terführen? Oder würde es mit Ba-

ckes einige Öffnungen in der EU -
Steuerpolitik geben? Bei den Tref-
fen der EU -Finanzminister (Eco -

fin -Rat im Fachjargon) steht Lu-
xemburgs pro -europäische Grund-
haltung nämlich am häufigsten auf
dem Prüfstand. Nicht selten wol-
len EU -Kommission und einige
EU -Staaten in Sachen Harmoni-
sierung der Steuerpolitik, Trans-
parenz und Schließung von Steuer-
schlupflöchern in eine Richtung
gehen, die - aus Sicht der luxem-
burgischen Regierung - die Inter-
essen des Landes gefährden könn-
te. Und nicht selten bemühte sich
Yuriko Backes Vorgänger Pierre
Gramegna, den Eifer der EU et-
was auszubremsen. Backes Aussa-
gen nach dem Ecofin-Treffen ges-
tern lassen vermuten, dass sie die
EU -Politik ähnlich angehen wird
wie Gramegna. „Wie die meisten
Luxemburger habe ich eine sehr
europäische Grundeinstellung",
sagte sie, „aber Europa ist ein Kom-
promiss, den man aushandeln
muss."

Begleiten und mitgestalten

„Die Regierung hat eine sehr pro -

europäische Grundhaltung", er-
klärte sie weiter, „doch müssen wir
die luxemburgischen Interessen
hier verteidigen und weiterhin dar-
auf achten, dass das Land wettbe-
werbsfähig und attraktiv bleibt".
Man werde in ihrer Methode
durchaus eine Kontinuität mit der
Art und Weise erkennen, „wie
Pierre Gramegna hier die Interes-
sen Luxemburgs vertreten und ver-
teidigt hat", sagte Yuriko Backes.
Was das genau bedeutet, ist der-
zeit noch schwer zu sagen: Am
gestrigen Dienstag standen kaum
konkrete Verhandlungen zu
Steuerfragen auf der Tagesord-
nung. Backes versprach ihren
Amtskollegen dennoch „eine ver-
lässliche und konstruktive" Part-
nerin in diesen Fragen zu sein. Der
Trend in Richtung Steuerfairness
sei klar, meinte Backes, „und nun
geht es darum, diesen Trend zu be-
gleiten und mitzugestalten". dv



nder-Profil der E - ommission eigt gute Gesundheitsversorgung f r u em urg
Von Annette Welsch
Luxemburgs Bevölkerung ist ver-
gleichsweise sehr jung: Nur 1 ,5
Prozent der Bevölkerung sind äl-
ter als 5 Jahre, 20, 6 Prozent sind
es im EU-Schnitt. Dabei ist mit 1,3
Kindern pro Frau im gebärfähigen
Alter die Fruchtbarkeitsrate sehr
niedrig 1,5 sind es in der EU. Lu-
xemburgs Bevölkerung ist vor al-
lem aber sehr reich: Das kauf-
kraftbereinigte BIP pro Kopf und
Jahr liegt bei 9 223 Euro, 29 01
Euro sind es im EU-Schnitt. Aller-
dings waren 2019 1 ,5 Prozent und
damit ein Prozent mehr als in der
Gesamt-EU dem Armutsrisiko aus-
gesetzt.

So viel zum sozio-ökonomi-
schen Umfeld, das die EU-Kom-
mission ihrem Gesundheits-Län-
derprofil, das alle zwei Jahre über
die einzelnen EU-Staaten erstellt
wird, voranstellt. Die letzten Ge-
sundheitsprofile erschienen am 13.
Dezember 2020 und enthielten
auch Daten zur Pandemiebekämp-
fung. Gestern stellte Gesundheits-
ministerin Paulette Lenert LSAP
den Bericht gemeinsam mit Anne
Calteux, die die EU-Kommission
vertrat, und Dr. Juliane Winkel-
mann vom Europäischen bserva-
toire der Gesundheitssysteme und
der Gesundheitspolitik und Haupt-
autorin des Länderprofils Luxem-
burgs vor.

Die Lebenserwartung stieg in
Luxemburg seit 2010 um mehr als
zwei Jahre. Sie liegt auch nach der
Covid-Sterblichkeit 2020 elf Pro-
zent aller Todesfälle, was unter
dem EU-Schnitt lag mit 1, J8 h-
ren im Jahr 2020 weit über dem
EU-Schnitt von 0, 6 Jahren. Lu-
xemburg verlor durch Covid aller-
dings elfeinhalb Monate an Le-
benserwartung, während es nur
knapp acht Monate im EU-Schnitt
waren.

Schwerer Alkoholkonsum,
schlechte Ernährung

Risikofaktoren, wie Rauchen, Al-
koholgenuss und schlechte Ernäh-
rung verursachen jeden dritten To-
desfall. Durch Rauchverbote und
Steuererhöhungen auf Tabakpro-
dukten steht Luxemburg beim Rau-

chen zwar besser da als die ande-
ren Länder, aber regelmäßiger,
schwerer Alkoholkonsum bei je-
dem dritten Erwachsenen dritter
Platz beim Komasaufen hinter Ru-
mänien und Dänemark bleibt
weiterhin ein großes Problem. Bei
den Jugendlichen liegt Luxemburg
unter dem EU-Schnitt: Nur einer
von zehn 15-Jährigen berichtet da-
von, mindestens zweimal im Le-
ben betrunken gewesen zu sein.
Das ist die zweitgeringste Rate in
der EU.

Gibt bei Umfragen einer von
sechs Erwachsenen in Luxemburg
an, fettleibig zu sein, was dem EU-
Schnitt entspricht, so ist es einer
von fünf bei den 15-Jährigen, vor al-
lem bei den Jungs. Und damit mehr
als in den meisten EU-Ländern und
deutlich mehr als 200 . Schlechte
Ernährung ist der Hauptfaktor für
das Übergewicht. Luxemburg
sticht dadurch hervor, dass nur 0
Prozent der Erwachsenen jeden
Tag Gemüse oder bst essen, 35
Prozent sind es bei den 15-Jähri-
gen. hnlich sieht es bei regelmä-
ßiger physischer Aktivität aus: 3
Prozent EU: 64 Prozent der Er-
wachsenen treiben Sport, aber nur
zwölf Prozent der 15-Jährigen EU:
1 4 Prozent geben an, sich täglich
zumindest moderat zu bewegen.
Das ist die zweitgeringste Rate in
der EU.

Die EU lobt die gute Primär- und
Akutversorgung sowie die Effi-
zienz des Gesundheitssystems: Es
weist vergleichsweise niedrige To-
desraten bei den vermeidbaren
und behandelbaren Todesursa-
chen auf. Die Sterblichkeitsrate bei
Herz- und Schlaganfällen sowie
Krebs sank in der letzten Dekade.
Beim Brustkrebs, der häufigsten
Krebserkrankung der Frauen, blieb
sie stabil und liegt nahe am EU-
Schnitt. Hier ist die Beteiligung am
Mammografie-Screening mit 53
Prozent im Vergleich zu 59 Pro-
zent in der EU relativ niedrig. Zu-
dem ist sie seit 2009, als sie noch

Prozent betrug, stark gesunken.
Der Prostatakrebs bleibt die häu-
figste Krebsart bei den Männern.

Anteil der ambulanten Versorgung

an Gesundheitsausgaben gesunken

Die Gesundheitsausgaben pro
Kopf sind mit die höchsten in der
EU s. Grafik , aber bei weitem die
niedrigsten, wenn man den BIP-
Anteil betrachtet. Trotz der Ge-
sundheitsreform von 2010, mit der
die steigenden Krankenhauskos-
ten gebremst werden sollten und
die Primärversorgung gestärkt
werden sollte, ging der Anteil der
Gesundheitsausgaben für die Spi-
täler zwischen 2010 und 2019 um
2,5 Prozent als Resultat unter an-
derem der Kollektivvertragsver-
handlungen mit dem Personal
hoch, während er für die ambu-
lante Versorgung um 5,1 Prozent
sank.

Betrachtet man den Anteil, den
die Versicherten selber tragen
müssen, so liegt Luxemburg sehr
gut: Die öffentliche Hand über-
nimmt 5 Prozent der Gesund-
heitsausgaben, 9, 7 Prozent sind
es im EU-Schnitt. „Die Bevölke-
rung genießt ein breites Leistungs-
paket und zahlt am geringsten in
der EU aus der eigenen Tasche
dazu“, heißt es im Länderbe-
richt. Tatsächlich beträgt diese
Selbstbeteiligung in Luxemburg
9, 6 Prozent gegenüber 15, im im EU-
Schnitt.

Sehr geringe rztedichte,
iel Pflegepersonal

Verfügen die Krankenhäuser mit
zwölf Pflegern pro 1 000 Einwoh-
ner über weit mehr Pflegeperso-
nen als sonst in der EU, zeigt sich
bei den Medizinern ein Problem:
Luxemburg hat mit unter drei rz-
ten pro 1 000 Einwohner hinter
Polen die zweitgeringste rzte-
dichte in der EU 3,9 sind es im
Schnitt und ist bislang auf im
Ausland ausgebildete Mediziner
angewiesen. Erst 2020 startete eine
eigene Medizinausbildung. Auch
die Pflegeausbildung soll nun re-
formiert werden, um die Abhän-
gigkeit vom Pflegepersonal, das zu
mehr als zwei Dritteln in den
Nachbarländern wohnt, zu redu-
zieren.

Auch die Covid-Pandemie war
ein Thema der Länderprofile. Für

: Wir werden
konsequent
den Fokus auf die
Prävention legen.
Paulette Lenert, Gesundheitsministerin

Luxemburg wird ein positives Fa-
zit gezogen: „Das Land war gut
vorbereitet auf eine Pandemie und
hatte die nötige Kapazität, eine sol-
che Notsituation zu meistern“, sag-
te Dr. Winkelmann: „Die Krisen-
zelle konnte schnell Ressourcen
mobilisieren und die Maßnahmen
wurden gut koordiniert.“ Luxem-
burg konnte gemeinsam mit Dä-
nemark auch am schnellsten die
Testkapazitäten erhöhen und das
Kontakttracing gewährleisten und
durch die Centre de soins avanc s
ambulatoires sowie die Telekon-
sultationen wurde Druck von den
Spitälern genommen, hob Dr. Win-
kelmann hervor.

Anne Calteux betonte, dass die
EU-Kommission zwar keine Kom-
petenzen im Bereich der Gesund-
heit habe, aber mit den verschie-
denen Berichten zum Stand der
Gesundheit in der EU Hilfestel-
lung biete: „Durch den Vergleich
mit anderen Ländern und ihre Vor-
gehensweise fällt die Analyse der
aktuellen Herausforderungen,
denen sich die Politik stellen muss
leichter. Die Länder sollen so
unterstützt werden, die richtigen
Entscheidungen zu treffen.“

Ministerin Lenert sagte gestern:
„Vieles war mir bewusst, vieles ist
interessant für die Diskussionen
am Gesondheetsd sch und wird
auch in den Nationalen Gesund-
heitsplan einfließen.“ Besonders
bei der Lebenshygiene und den Ri-
sikofaktoren durch die schlechte
Ernährung und Alkohol sieht sie
„noch viel Luft nach oben“. „Über-
gewicht ist ein Risikofaktor, be-
sonders auch bei Covid. Wir hin-
ken hier hinter den anderen Län-
dern hinterher und werden konse-
quent den Fokus auf die Präven-
tion legen.“





Minister Bausch über die luxemburgische Präsenz in Mali und Parallelen zu Afghanistan
Luxemburg/Bamako. „Sie sollen erfahren,
dass sie mit ihrem Know-how dazu beitra-
gen, dass Konflikte vermieden werden",
umreißt François Bausch die Beteiligung
luxemburgischer Soldaten an der Ausbil-
dung der Streitkräfte des Mali. Gleichsam
betont der Armeeminister, dass dieses En-
gagement im Rahmen der europäischen
EUTM-Mission nicht zum Nulltarif sei;
vom Regime in Bamako müsse erwartet
werden, dass es gewisse demokratische und
rechtsstaatliche Prinzipien erfülle, so

Bausch, der demnächst zum Truppenbe-
such nach Mali aufbrechen will. Kopfzer-
brechen bereitet ihm und den europäi-
schen Partnern auch, dass sich die Macht-
haber in Bamako die Dienste der „Gruppe
Wagner" gesichert haben. Die Söldner-
truppe hat einen zweifelhaften Ruf. Bei al-
ter Komplexität will François Bausch die
Lage in Mali dennoch nicht mit Afghanis-
tan gleichstellen - und erklärt im „Wort" -
Interview die Unterschiede. mas



Armeeminister François Bausch (Déi Gréng) zur Lage in Mali und Parallelen mit Afghanistan
Interview: Marc Schlammes
Demnächst will Armeeminister Fran-
çois Bausch (Déi Gréng) nach Mali auf-
brechen — zum Truppenbesuch bei je-
nen Soldaten, die sich an der EU -Aus-
bildungsmission der malischen Streit-
kräfte beteiligen, und zu Unterredun-
gen mit der Übergangsregierung, die
nur bedingt kooperativ und vertrauens-
bildend agiert. Eine heikle Mission, gab

es doch zuletzt vermehrt Stimmen, in
dem westafrikanischen Land könnte der
internationalen Gemeinschaft ein zwei-
tes Afghanistan widerfahren.
François Bausch, wie groß ist die
Gefahr, dass der internationalen
Gemeinschaft in Mali ein ähnli-
ches Desaster widerfährt wie in
Afghanistan?

Ohne die Lage in Mali zu be-
schönigen: Sie ist nicht vergleich-
bar mit Afghanistan. Es gibt zwar
ähnliche Grundprobleme wie et-
wa die Korruption oder eine man-
gelhafte Rechtsstaatlichkeit. Mali
ist vor allem ein passendes Bei-
spiel wie die Klimaproblematik
ein Land destabilisiert, denn die
klassischen Konflikte um frucht-
bares Land werden durch den Kli-
mawandel verschärft. Anders in
Mali ist auch, dass es via Ecowas
ein regionales Einwirken auf die
Machthaber in Bamako gibt, was

für Afghanistan nicht der Fall war.
Sie wollen demnächst nach Mali
reisen. Welche Erwartungen knüp-
fen sie an diesen Aufenthalt?

Es ist eine gute Gelegenheit,
sich mit eigenen Augen ein Bild
von der Situation vor Ort zu ma-
chen. Für mich ist es auch wich-
tig, unsere Soldaten, die fern von
Heimat und Familien ihren Dienst
verrichten, zu unterstützen. Und
in den Gesprächen mit dem Re-
gime will ich deutlich machen,
dass sie gewisse Kriterien zu be-
rücksichtigen haben. Wir haben
ein Interesse an einer Stabilität in
der Region; diese Stabilität muss
aber an die Wahrung von Prinzi-
pien geknüpft sein. Wir können
nicht die malischen Streitkräfte
nach hiesigen Standards ausbil-
den, während die Regierung
gleichzeitig auf Söldnerdienste
wie die der russischen „Gruppe
Wagner" zurückgreift.
Ist dieses Drohpotenzial nicht
dennoch begrenzt: Allein aufgrund
drohender Migrationswellen infol-
ge anhaltender Perspektivlosig-
keit sitzen die Machthaber in Ba-
mako doch am längeren Hebel?

Ich bin nicht blauäugig: Dieses
Risiko ist reell. Dennoch bin ich
davon überzeugt, dass niemand
flüchten und das Land im Chaos

versinken sehen will. Würde ich
nicht davon ausgehen, dass ein
Wunsch nach Entwicklungsper-
spektiven bestehe, dann könnten
wir uns sofort zurückziehen. Ent-
scheidend wird sein, dass sich das
Regime das Vertrauen der Bevöl-
kerung sichert, beispielsweise
durch Neuwahlen. Nur dann kann
dem Terrorismus der Nährboden
entzogen werden.

Sie können zumindest auf eine
Trumpfkarte setzen: Luxemburg
verfolgt weder wirtschaftliche
noch militärische Interessen.

Gewiss kommt uns zugute,
dass wir keine Kolonialvergan-
genheit haben. Luxemburg ge-
nießt vor allem ein gutes Image,
weil wir seit vielen Jahren in Mali
und der Sahel -Region eine Ent-
wicklungshilfe leisten, die sich se-
hen lässt. Da werden wir als
glaubwürdig wahrgenommen,
wenn wir beispielsweise darauf
pochen, dass freie Wahlen statt-
finden sollen.

Mit welchen Argumenten kann

man den Bürgern hierzulande die
militärische Präsenz Luxemburgs
in Mali glaubhaft vermitteln?

Indem man auf die geschichtli-
che Schuld der Europäer hinweist.

Europa hat enorm von der Kolo-
nialzeit profitiert und vor allem in
Afrika sehr viel Schaden angerich-
tet. Darunter leidet der Kontinent
bis heute und mit unserem Enga-
gement leisten wir einen konkre-
ten Beitrag, um diese Schuld zu
begleichen. Zum geschichtlichen
kommt das geografische Argu-
ment: Afrika liegt so nahe an
Europa, dass wir es uns nicht leis-
ten können, dass dieser Kontinent
dauerhaft destabilisiert ist.

Welche Erfahrungen sollen die lu-
xemburgischen Soldaten vor Ort

davontragen?
Sie sollen erfahren, dass sie mit

ihrem Know-how dazu beitragen,
dass Konflikte vermieden werden.
Und sie erleben vor Ort, wie die
Lage wirklich ist. Von dieser rea-
listischen Beschreibung kann auch
die Politik profitieren - im Übri-

gen wäre es gut gewesen, wenn in
Afghanistan die Warnungen der
Soldaten ernst genommen worden
wären.• Wir werden• als glaubwürdig

wahrgenommen.

Krisenfaktor Klima
Wie die Armee ihren ökologischen Fußabdruck reduzieren will
In dem schwelenden Ukraine -Kon-
flikt sieht François Bausch ein Bei-
spiel, wie die Energieversorgung
das politische und militärische
Kräfteverhältnis herausfordert:
„Es geht ums Gas", betont der Ar-
meeminister; diese fossile Res-
source sei ein wesentlicher Teil
des Problems. Der Bedeutung der
Energie- und Klimafrage ist man
sich in Militärkreisen bewusst. Der
Minister weist darauf hin, dass in
Anbetracht des sich vollziehenden
Klimawandels beispielsweise die
Standorte von Militärbasen über
deren Einsatzbereitschaft ent-
scheiden würden; die USA hätten

schon entsprechend negative Er-
fahrungen machen müssen.

Dieser Bewusstseinswandel
vollzieht sich nicht nur auf inter-
nationaler Ebene - so hat die
NATO den Klimawandel zu ihren
strategischen Prioritäten bis 2030
erklärt. Auch auf nationalem
Niveau sind Hausaufgaben zu er-
ledigen, hebt Bausch das CO2 -Mo-
nitoring hervor, dass vor Monats-

frist im parlamentarischen Aus-
schuss vorgestellt wurde. Die Ar-
mee hinterlasse zum einen einen
soliden ökologischen Fußabdruck
und verfüge zum anderen über
substanzielles Einsparpotenzial,

resümiert der Grünen -Politiker die
Bestandsaufnahme. Als ein Bei-
spiel nennt er das Munitionsde-
pot; durch dessen Neugestaltung
könne ein Drittel der Nutzfläche
eingespart und als Natura -2000 -
Areal ausgewiesen werden.

Potenzial soll auch beim ge-
meinsamen Materialerwerb mit
Partnerländern ausgeschöpft wer-
den. Einen Souveränitätsverlust
sieht der Minister dabei nicht - im
Gegenteil: Als kleines Land könne
Luxemburg nur an Souveränität
gewinnen, „wenn wir mitreden
können", zeigt sich Bausch über-
zeugt von den Prinzipien des „Joint

Procuring" und des „Pooling and
Sharing", wie sie bereits bei den
A4OOM- und MRTT-Flotten ange-
wandt wurden und werden.

Große Erwartungen setzt
Bausch auch in die Forschung,
weshalb dieser Aspekt auch bud-
getär gefördert wird. Ein besonde-
res Augenmerk gilt der Entwick-
lung von sauberen Antriebstech-
nologien beim schweren militäri-
schen Gerät - wobei, wie in allen
Energiefragen bei der Armee, dem
Faktor Sicherheit eine besondere
Bedeutung zukommt. Von der
Atomkraft einmal abgesehen, müs-
se man technologieoffen sein, so
der Armeeminister, der überzeugt
ist, dass jene Technologien, die
sich militärisch bewähren, auch im
zivilen Alltag genutzt werden. mas
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Durch die Renovierung des Härebierg
sollen die aus der Heizung resultieren-

den CO2 -Emissionen um 78 Prozent ge-
senkt werden; beim Stromeinkauf wird

ein Minus von 50 Prozent erwartet.

Mali - kurz gefasst
Das westafrikanische Land, langjäh-
riger Partner der luxemburgischen
Kooperationshilfe, wird seit August
2020 und einem Putsch von einer
vornehmlich aus Militärangehörigen
besetzten Übergangsregierung ge-
führt.

Während die westafrikanische
Staatengemeinschaft Ecowas,
unterstützt von der EU, auf die Ab-
haltung demokratischer Wahlen
und die Rückkehr zur verfassungs-
mäßigen Ordnung drängt, hat die
Junta nun angekündigt, den für Fe-

bruar angesetzten Urnengang um
fünf Jahre verschieben zu wollen.
Die Ecowas hat daraufhin Vermitt-
ler nach Bamako entsandt und be-
rät dieser Tage, wie es weiter ge-
hen soll; schon im November waren
Sanktionen gegen Mali verhängt
worden. Kopfzerbrechen bereitet
der internationalen Gemeinschaft,
die in Mali mit der UN-Friedensmis-
sion Minusma und der EU -Ausbil-
dungsmission EUTM (an der sich
Luxemburg beteiligt) engagiert ist,
auch, dass die Regierung in Bamako
auf die Dienste einer russischen
Söldnerfirma zurückgreift; schon im

September hatte der russische
Außenminister eine entsprechende
Kontaktaufnahme bestätigt - ohne
jedoch den Namen der berüchtigten
„Gruppe Wagner" zu bestätigen.

Zur politischen Destabilisierung
des Landes und der Sahelzone tra-
gen zudem islamistische Terrormili-
zen mit Überfällen und Geiselnah-
men insbesondere im Norden des
Landes bei. Bereits 2014 hatte
Frankreich deshalb die von Paris
geführte, umstrittene Militäropera-
tion Barkhane in der Region lan-
ciert. mas



CORONA-PANDEMIE Für Menschen über 50 und den Pflegesektor
Yves Greis
Luxemburger Medizinexperten
empfehlen eine Impfpflicht für
über 50-Jährige und die Mitarbei-
terInnen von Pflegeeinrichtungen.
Bei einer kurzfristig einberufenen
Pressekonferenz stellten sie am
Freitagnachmittag ihre Über-

legungen vor. In der nächsten
Woche soll im Parlament über eine
solche Impfpflicht diskutiert wer-
den.
Bei den Experten standen vor allem
die über 50-Jährigen im Vordergrund.
Bei den unter 50-Jährigen sei Corona
relativ harmlos, obwohl diese Gruppe
auch zum epidemischen Geschehen
beitrage, sagen die Mitglieder der
Expertengruppe.

Sie sprechen sich für eine Impf-
pflicht aus. Damit gemeint sei eine
Vorschrift, wie die Regeln der Straßen-
verkehrsordnung. Der Gesetzgeber
könne natürlich nicht verhindern,
dass jemand die Regeln bricht. Aller-
dings müsse man mit Konsequenzen
rechnen, wenn man sich nicht daran
hält. Dr. Gérard Schockmel, Fach-
arzt für Infektionskrankheiten, sagte:
„Unser Zusammenleben gründet auf
Regeln.“

Die Impfpflicht empfehlen sie für
zwei Personengruppen. Zum einen
für Personen ab 50. Und zum anderen
für Menschen im Umfeld von vulne-
rablen Personen, wie z.B. solche, die
in der Medizin oder Krankenpflege
arbeiten. Dabei sollen auch Subunter-
nehmer beachtet werden. Wenn die
ab 50-Jährigen geimpft werden und
die Personen um sie herum sei ein
doppelter Schutz erreicht, so Schock-
mel.

Die Impfpflicht für Menschen über
50 bezieht sich auf Einwohner. Die
für medizinisches Personal, so die Ex-
perten, solle auch für die betroffenen
Grenzgänger gelten. Sie schließe den
Booster mit ein. Zu diesem Zeitpunkt
würden 70.000 Menschen unter eine
Impfpflicht für über 50-Jährige fallen.
Darunter Personen, die noch gar nicht
geimpft sind, und solche, die noch kei-
nen Booster erhalten haben.

Wirksamkeit
von Impfungen extrem hoch

Die Wirksamkeit von Impfungen
sei extrem hoch, sagte Prof. Dr. Paul
Wilmes vom Luxembourg Centre for
Systems Biomedicine (LCSB) der
Universität Luxemburg – besonders,
wenn es darum gehe, Aufenthalte im
Krankenhaus und Todesfälle zu ver-
hindern. Es seien hauptsächlich ältere
Menschen, die ins Krankenhaus kom-
men und Intensivpflege benötigen.
Die Zahl der Intensivpatienten und
Todesfälle stiegen über einem Alter
von 50 deutlich an.

Der Virologe Prof. Dr. Claude
Muller, ebenfalls Mitglied der Grup-
pe, unterstrich, dass eine Impfpflicht
ein akzeptables Mittel ist, wenn sie
wissenschaftlich begründet ist, wenn
es ein klares Ziel gibt und wenn die-
ses Ziel damit erreicht werden kann.

Wenn es darum ginge, die einzel-
ne Person zu schützen, so sei dies
kein gutes Ziel, weil jeder selber ent-
scheiden dürfe, was er mit seiner
Gesundheit mache. Wenn es aber
darum gehe, die Inzidenzen zu ver-
ringern, um die Krankenhäuser zu
entlasten, sehe das anders aus. Dies
sei der wichtigste Grund, warum es
Impfungen und Hygienemaßnahmen
gebe.

Seit Beginn der Pandemie lautet
das Motto: „Flatten the Curve“. Das
bedeutet, die Ausbreitung des Virus so
zu verlangsamen, dass niemals mehr
Leute gleichzeitig sehr krank werden
als die Krankenhäuser verkraften kön-
nen. Als einer der limitierenden Fak-
toren gelten dabei die Intensivbetten
und die Zahl der Beatmungsgeräte.

Die Experten schlagen aber auch
Ausnahmen vor. Dazu zählen Men-
schen, die nach einer ersten oder
zweiten Impfung heftige Neben-
wirkungen hatten, oder solche, die all-
ergisch gegen Inhaltsstoffe sind.

Sensibilisierung nicht

vernachlässigen

Ziel sei es zum einen, die vulnerab-
len Personen zu schützen, aber auch
die Gesamtbevölkerung zu schützen.
Trotzdem dürfte die Sensibilisierung
und Information nicht vernachlässigt
werden. Schockmel kritisierte, dass
in der öffentlichen Darstellung die
hohe Wirksamkeit von Impfstoffen
nicht genug herausgestellt werde.
Die Expertengruppe erinnerte daran,
dass auch schon auf Normalpflege-
stationen Beatmungsgeräte zum Ein-
satz kommen. Auf die Intensivstation
kämen Patienten, wenn das Leben be-
reits an einem dünnen Faden hänge.

Seit Beginn der Pandemie geht
auch die Rede von Herdenimmuni-
tät, die die Pandemie stoppen soll.
Muller hält dies für schwierig. Un-
geimpfte, die darauf setzten, dass sie
dadurch geschützt sind, dass andere
sich impfen lassen, unterlägen einem
Trugschluss. Er glaubt nicht, dass das
Virus verschwinden wird. Vielmehr
werde es endemisch und es immer
wieder zu kleinen Ausbrüchen kom-
men. Auch dass das Virus erneut von
Tieren auf den Menschen übergeht,
hält Muller nicht für ausgeschlossen.

Warnung vor Trugschluss

Doktor Schockmel sagte, dass die
Empfehlungen auf den aktuellen In-
formationen beruhen. So seien auch
Varianten im Umlauf, die virulenter
seien als Omikron.

Dr. Vic Arendt sagte, eine Impf-
pflicht für Menschen ab 50 solle nicht
so verstanden werden, dass alle an-
deren sich nicht impfen sollten. Eine
Impfpflicht für einen Teil der Be-
völkerung müsse begleitet werden von
weiterem Druck auf die anderen Men-
schen, sich impfen zu lassen.

„Wenn sich jemand impfen lässt,
ist das keine Stigmatisierung. Es ist
ein Zeichen von Sympathie und Em-
pathie gegenüber den Personen, mit
denen man umgeht“, antwortete



Muller auf die Frage, ob man nicht
Gefahr laufe, dass nun medizinisches
Personal gebrandmarkt werde.

Zur Erinnerung: In der nächsten
Woche soll eine Debatte im Parla-
ment über die Impfpflicht statt-
finden. Aus diesem Anlass hat das
Staatsministerium bereits ein 28-sei-
tiges Dokument veröffentlicht, um
die Abgeordneten vorab zu infor-
mieren. Auch die Expertengruppe
aus Medizinern, die nun ihr Gut-
achten vorgelegt hat, war kurzfristig
vom Staatsminister darum gebeten
worden.



Expertengruppe spricht sich für Teil -Impfpflicht aus
Von Michèle Gantenbein
Eine fünfköpfige Expertengruppe
spricht sich für eine Impfpflicht ab
50 Jahren und für Personen aus, die
in direktem Kontakt mit vulnera-
blen Personen stehen. Das betrifft
das Gesundheits- und Pflegeper-
sonal sowie Personen aus Sub-
unternehmen (zum Beispiel Reini-
gungspersonal). Die Impfung der
über 50 -Jährigen gilt für in Lu-
xemburg ansässige Personen, die
berufsgruppenspezifische ist län-
derunabhängig. Das teilte die Ex-
pertengruppe am Freitag bei einer
Pressekonferenz mit.

Der Entscheidung zugrunde lie-
gen medizinische und wissen-
schaftliche Erkenntnisse, „die be-
legen, dass die Impfung ältere und
vulnerable Menschen vor schwe-
ren Krankheitsverläufen und vor
dem Tod schützt", wie Paul Wil-
mes, Wissenschaftler und Mit-
glied der Covid-19-Taskforce, er-
klärte. Laut den Experten sind der-
zeit 40 000 Personen der über 50-
Jährigen gar nicht geimpft, 30 000
Personen der über 50 -Jährigen
haben noch keine Booster-Imp-

fung erhalten. Eine Komplettimp-
fung besteht nach dem Verständ-
nis der Experten aus zwei Imp-
fungen einschließlich der Booster -

Impfung.
„Mit der Impfpflicht wollen wir

verhindern, dass zu viele Men-
schen gleichzeitig schwer krank
und die Krankenhäuser überlastet
werden", erklärte der Virologe
Claude Muller. Ein zweites Ziel ist
es, die Pandemie zu einem Ende
zu bringen. Die Daten, auf die die
Experten sich in ihrem Gutachten
berufen, beziehen sich auf die Del-
ta -Variante. Mit der Omikron-Va-
riante ändere sich das Paradigma,
meinte Muller, weil das Virus sich
schnell verbreite und riskiere, dass
viele Menschen gleichzeitig krank
oder in Quarantäne seien. Der
Impfschutz gegen Omikron sei ge-
ringer, aber die Impfung schütze
gut vor komplizierten Krankheits-
verläufen.

Zweijährige Impfpflicht bis 2024
Die Gruppe schlägt eine Impf-
pflicht während zwei Jahren vor,
die Ende Juni 2024 endet. „Wir ge-

hen davon aus, dass in den zwei
Jahren das Virus weiter zirkuliert
und die kollektive Immunität grö-
ßer sein wird als heute", so Schock-
mel. Auf die Omikron-Welle wer-
de die Impfpflicht wohl keinen Ein-
fluss haben, meinte der Infektiolo-
ge, „da wir nicht morgen mit der
Impfpflicht beginnen". Dennoch
sei es wichtig, die Impfpflicht so
schnell wie möglich einzuführen.

Eine Impfpflicht für die über 50-
Jährigen soll nicht bedeuten, dass
alle unter 50 -Jährigen auf eine Imp-
fung verzichten könnten, so die Ex-
perten. Es sei wichtig, auch die Jün-
geren zu impfen - auch unter ih-
nen gebe es Vulnerable - und wei-
terhin für die Impfung zu sensibi-
lisieren. „Je weniger das Virus zir-
kuliert, desto schneller können wir
die sanitären Maßnahmen lo-
ckern, die Quarantänen abschaf-
fen, die Gastronomie wieder öff-
nen oder die Maskenpflicht im öf-
fentlichen Transport abschaffen",
sagte der Experte für Infektions-
krankheiten, Vic Arendt. „Wir wol-
len mit der Impfpflicht die Vulne-
rablen schützen, aber wir wollen

vor allem auch wieder zu einem
möglichst normalen Leben zurück-
kehren", meinte Gérard Schock-
mel. Und Claude Muller drückte
es so aus: „Wir wollen ein günsti-
geres Gleichgewicht zwischen
Impfung und Maßnahmen. Je mehr
Menschen geimpft sind, desto we-
niger Maßnahmen brauchen wir."
In Bezug auf die Petitions-Debatte
gegen die Impfpflicht am Mitt-
woch im Parlament und dem Vor-
wurf der ausländischen Experten,
der Impfstoff sei kein Impfstoff,
weil er die Verbreitung des Virus
nicht stoppe, meinte Schockmel:
„Die Frage ist: Was wollen wir vom
Impfstoff? Zu meinen, dass das Vi-
rus nicht mehr zirkuliert und ver-
schwindet, ist illusorisch. Die Imp-
fung schützt vor schweren Kom-
plikationen und das ist der wich-
tigste Aspekt."

Covid-19 ist keine Grippe

In Richtung derer, die die Covid-
-19-Erkrankung mit einer Grippe
vergleichen, sagte Vic Arendt:
„Der Impfstoff gegen Covid-19 ist
wirksamer als der Impfstoff gegen
die Grippe und die Sterblichkeit
bei Covid-19 ist zwischen fünf- und
zehnmal höher für vulnerable
Menschen als bei der Grippe."



Der frühere DP-Generalsekretär Marc Ruppert will sich mit Frank Engel, dem Ex -Präsidenten der Christlich Sozialen Volkspartei (CSV), zusammentun.

LUXEMBURG -STADT (bobo) Der

frühere DP-Generalsekretär Marc
Ruppert (37) verlässt seine Par-

tei und plant mit dem früheren
CSV-Parteipräsidenten Frank En-
gel (46) eine Neugründung. Das
meldete kürzlich der Sender RTL.
Geplant sei eine Partei, die die
bürgerlichen Werte in den Mittel-
punkt rücke, ohne nach rechts ab-
zudriften. Marc Ruppert war von
2015 bis 2017 Generalsekretär der
Regierungspartei DP von Premier
Xavier Bettel. Frank Engel war bis
2021 Oppositionsführer und Chef
der CSV, die immer noch die größte
Partei Luxemburgs ist.

In der Zeit der Opposition hatten
sich jedoch in der CSV, die bis 2013

fast alle Luxemburger Nachkriegs-
koalitionen angeführt hatte, starke
Differenzen zwischen Partei- und
Fraktionsführung entwickelt. En-

gel, der eigentlich als Ziehsohn von
Jean-Claude Juncker gilt, welcher
Luxemburg 18 Jahre regiert hatte,

hatte seiner Partei einen radikalen
Modernisierungskurs verschrie-

ben. Diesem wollte sich die Par-

lamentsfraktion jedoch nicht an-
schließen. Parteichef Engel wurde
mit einer Anzeige von 13 Parteikol-
legen Amtsmissbrauch vorgewor-
fen, eine Anklage, die jedoch vor
Gericht im vergangenen Jahr nicht
Stand hielt. Engel hatte schon vor
dem Prozess seinen Parteiaustritt

erklärt und bereits damals mit der
Gründung einer neuen Partei ge-
liebäugelt.
Einen umgekehrten Weg ist Marc

Ruppert in der liberalen DP (Demo-

kratesch Partei) gegangen. Diese
stellt seit 2013 mit Xavier Bettel den
Premierminister an der Spitze einer
Dreierkoalition, einer Luxembur-
ger Ampel unter Liberalen, Sozia-
listen und Grünen. Marc Ruppert
gehörte damals zum engsten Um-
feld von Premier Bettel. Nachdem
dieser 2015 den Parteivorsitz ab-
gegeben hatte und Corinne Cahen
neue DP-Präsidentin wurde, wurde
Marc Ruppert Generalsekretär.
Wie es heißt, war es zwischen Rup-

pert und Cahen wenig harmonisch
zugegangen. Deswegen hatte sich
Ruppert bereits bei den Kommunal-
wahlen 2018 um ein Mandat in der
Stadt Luxemburg beworben, aller-

dings ohne Erfolg. Für diese Nieder-

lage hatte er damals auch die DP ver-
antwortlich gemacht, der er vorwarf,
unter Cahen in den vergangenen Jah-
ren zu einer reinen Regierungspartei
geworden zu sein und die anderen
Bereiche der Politik, vor allem die
Kommunalpolitik, vernachlässigt
zu haben. Mit Engel möchte Ruppert
jetzt etwas ganz Neues wagen, neue
politische Akzente setzen.

Die neue Partei dürfte weder
der Regierungskoalition noch der
Opposition in Luxemburg gelegen
kommen, beiden Lagern könnte

sie Stimmen kosten. Dazu kommt,
dass die Regierung Bettel derzeit
geschwächt ist, nicht nur durch ihr
Pandemiemanagement, sondern
noch dazu durch eine Plagiatsaffäre
des Premiers. Auch Corinne Gallen
steht als derzeitige Familienminis-
terin, die auch Verantwortung für
Senioren im Ressort hat, wegen
den vielen Corona-Toten, die es in

Luxemburg in Pflege- und Alten-
heimen gab, unter Druck.
Bereits im vergangenen Jahr hat-

te eine der beiden Europaabgeord-
neten der DP, Monica Semedo, ihre
Partei verlassen, weil diese in einer
Auseinandersetzung mit Mitarbei-
tern nicht hinter ihr gestanden ha-
ben soll. Semedo, vor Beginn ihrer
politischen Karriere Chef -Modera-
torin bei RTL, hat ihr Europaman-
dat behalten. Auch sie könnte sich

durch die neue Partei angezogen
fühlen. Semedo hatte bereits vor
ihrem Einstieg bei der DP mit der
CSV geliebäugelt. Mit Semedo, die
von den Kapverden stammt, hätte
die neue Partei direkt ein diverses
Aushängeschild, das auch bei grü-
nen Wählern gut ankäme.
Die neue Partei, die noch keinen

Namen hat, könnte bereits zu den
Kommunal- und den Kammerwah-
len im Jahr 2023 für Kopfzerbre-
chen bei den politischen Gegnern
sorgen.



NATIONALITÄT 6.801 Menschen haben im vergangenen Jahr
die luxemburgische Staatsangehörigkeit erhalten
Die luxemburgische Nationali-
tät scheint beliebt zu sein.
6.801 Menschen haben ver-
gangenes Jahr die Staats-
angehörigkeit erhalten – 1.704
davon kommen aus Frank-
reich.

Insgesamt 6.801 Personen haben
im vergangenen Jahr die luxem-
burgische Staatsangehörigkeit
erworben – 4.558 durch Option,

1.363 durch Wiedereinbürgerung
und 880 durch Einbürgerung. Das
schrieb das Justizministerium am
Dienstagmorgen in einer Presse-
mitteilung. Dabei handele es sich
allerdings um einen Rückgang im
Vergleich zum Vorjahr. Grund:
„Wegen der Covid-19-Pandemie
war es vielen im Ausland leben-
den Bewerbern nicht möglich,
ihre Reise nach Luxemburg zu
organisieren, um die Formalität

zur Wiedereinbürgerung vor dem
Standesbeamten zu erfüllen“,
schreibt das Justizministerium.
Dabei handele es sich hauptsäch-
lich um Bewerber aus Brasilien
und den USA.

Die meisten Anträge stamm-
ten aus Frankreich (1.704), Portu-
gal (1.141) und Belgien (844). Es
folgen Deutschland (289), Italien
(283) und Großbritannien (201).

(fey)

Drei Möglichkeiten, die luxemburgische
Staatsangehörigkeit zu erwerben
Die Einbürgerung steht allen Volljährigen offen,
die seit mindestens fünf Jahren in Luxemburg
leben, die luxemburgische Sprache beherrschen
und am Kurs „Vivre ensemble au Grand-Duché
de Luxembourg“ teilgenommen haben.
Durch die Wiedereinbürgerung können Men-
schen, die ihre Luxemburger Staatsangehörigkeit
verloren haben, die Luxemburger Nationalität

wiedererlangen. Der Erwerb der luxemburgi-
schen Staatsangehörigkeit durch die sogenannte
Option ist in zehn bestimmten Fällen möglich.
Dazu gehören Volljährige, die einen Luxem-
burger Elternteil, Adoptivelternteil oder Groß-
elternteil haben, Eltern eines minderjährigen
Luxemburgers oder auch Ehepartner von Lu-
xemburgern.
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Luxemburg verfolgt ambitiöse Ziele in der Raumfahrt und der Nutzung
des Weltalls für Wirtschaft und Forschung. Um dies Wirklichkeit werden

zu lassen, setzt die Luxembourg Space Agency bei der Jugend an.

Der Nachwuchs in der Raumfahrtindustrie ist startbereit.

Unscheinbar wirkt die
Kiste, deren 3D -Modell

auf einem Rechner zu sehen ist. Batte-
rie, Temperatursensor, Isolierung, Heiz-
körper. In diesem Kasten wollen Elisa
Zuccoli und ihr Team 3D-Zellkulturen
des menschlichen Mittelhirns ins Welt-
all schicken, umgeben von Schwerelo-
sigkeit wachsen lassen, zurück auf die
Erde holen und zu Forschungszwecken
untersuchen. Zukunftsmusik? Nur noch
für ein Jahr. Denn das Team von Studen-
ten und Doktoranden der Uni Luxem-
burg beginnt nun mit der Umsetzung. Je
20 Zellkulturen in vier Behältern sollen
per Rakete zur Internationalen Raum-
fahrtstation (ISS) transportiert werden.
So einfach, wie die Skizze aussieht, ist
die Entwicklung nicht. Ein elektro-
nisches System sammelt automatisch
Daten, die ausgewertet werden müssen.

Per Maschinellem Lernverfahren, das
Script dazu wird von den Studenten
selbst geschrieben. Ein Mechanismus
kontrolliert die Temperatur.

Elisa Zuccoli ist für die Vor- und
Nachbereitung der Zellen zuständig. Die
25 -Jährige ist Doktorandin in Neurobio-
logie am Luxembourg Centre for Systems
Biomedicine (LCSB). Dort untersucht sie

3D-Zellkulturmodelle des menschlichen
Mittelhirns, will dazu beitragen, die
Entstehung der Parkinsonerkrankung
besser zu verstehen. Sie ist eines der
fünf Mitglieder von Brains, dem Stu-
dententeam aus Luxemburg, das am
,Überflieger" -Wettbewerb teilnimmt. Es
ist das erste Mal, dass sich Studenten von
Forschungsinstituten aus Luxemburg
dafür bewerben konnten. „Als wir erfuh-
ren, dass wir beim Auswahlverfahren
weitergekommen sind, konnte ich es gar
nicht richtig glauben. Das ist eine ein-

malige Chance. Wir alle sind überglück-
lich", erzählt die Doktorandin strahlend.
Ende 2022 oder Anfang 2023 sollen ihre
Zellen mit drei weiteren ausgewählten
Experimenten zur ISS gebracht wer-
den. Dabei ist ein weiteres Experiment,
das sich mit Nervenzellen befasst, sowie
Forschungsprojekte zur Pflanzensymbi-
ose und neuartigen Raumfahrttechnolo-
gien. Auswahlkriterien der Jury waren
die optimale Ausnutzung der im Welt-
raum vorherrschenden Bedingungen
und der wissenschaftliche Mehrwert.

,Überflieger" geht dieses Jahr in die
zweite Runde und ist eines von vielen
Projekten, mit denen die Luxembourg
Space Agency (LSA) den Nachwuchs in
der Raumfahrt fördert. Derartige Wett-
bewerbe und Ausschreibungen verfolgen
zwei Ziele: Zum einen sollen sie Interesse
und Motivation junger technikaffiner
Menschen für die Raumfahrt wecken.
Die wiederum sollen mit ihren Ideen die
Wirtschaft und Forschung bereichern.
Seit bald 20 Jahren investiert das Wirt-
schaftsministerium verstärkt Ressourcen
und Geld in den Ausbau von Luxemburgs
Aktivitäten im Weltall. Der Industrie-
zweig hat der Vision Etienne Schneiders
nach stark an Fahrt aufgenommen und
Science -Fiction wird den Experten der
LSA zufolge in kaum zehn Jahren Realität.

Der Nationale Aktionsplan für Space
Science und Technology des Wirt-
schaftsministeriums sieht vor, ein gan-
zes Ökosystem für wirtschaftliche und
Forschungsaktivitäten im Bereich Space
in Luxemburg aufzubauen. Dazu fließen
von 2020 bis 2024 etwa 210. Millionen
Euro in die Programme der European
Space Agency (ESA) und die nationa-
len Projekte, gefördert durch das Pro-
gramm Luximpulse der LSA. Einer der
Schwerpunkte in der Förderstrategie ist

der Bereich Space Resources, in dem
Luxemburg von der internationalen
Fachpresse als eines der zehn führenden
Länder weltweit angesehen wird. Eine
Studie, die die LSA 2018 veröffentlichte,
geht davon aus, dass die Nutzung von
Ressourcen aus dem Weltall zwischen
2018 und 2045 insgesamt zwischen
73 und 170 Milliarden Euro abwerfen
und bis zu 1,8 Millionen Menschen in

Vollzeit beschäftigen wird. Von diesem
Kuchen möchte Luxemburg einen Teil
abhaben und unterstützt mit dem Euro-

pean Space Resources Innovation Cen-
tre (ESRIC) — ein Institut der ESA, dass
2019 in Luxemburg aufgebaut wurde
— eine ganze Produktionskette. Von der
Forschung bis zum praktischen Abbau
sollen alle Firmen und Projekte dort ver-

netzt werden. Bisher ist es am Luxem-
bourg Institute of Science and Techno-
logy (LIST) untergebracht.

Doch es geht auch in die andere Rich-
tung. Technologien von der Erde sollen
im All eingesetzt werden, ebenso soll die
Forschung auf der Erde von der Raum-

fahrt profitieren. Schon heute werden
Wettervorhersagen mittels Satelliten-
technik getroffen. Die Telekommunika-
tion ist davon abhängig und auch die
Medizin kann daraus Ergebnisse ziehen.

Die fünf Studenten Elisa Zuccoli,
Daniela Maria Vega Gutiérrez, José Igna-
cio Delgado Centeno, Lina Maria Amaya
Mejia und Aelyn Chong Castro sind
eine gemischte Gruppe vom Interdisci-
plinary Centre for Security, Reliability
and Trust (SnT) und vom LCSB. Ihren
Projektnamen Brains haben sie aus den
Anfangsbuchstaben von „Biological
Research using Artificial Intelligence for
Neuroscience in Space" gebildet. ,Wir
wollen herausfinden, ob und wie die
Mikro -Gravitation das Zellwachstum
beeinflusst. Diese Erkenntnisse können



bei der Entwicklung von Medikamenten
hilfreich sein", so Elisa Zuccoli, die seit

vergangenem Jahr am Biomedizin -Insti-
tut der Universität Luxemburg tätig ist
und ihre Teamkollegen erst seit wenigen
Monaten kennt.

Ihre Projektteilnahme sei eher zufäl-
lig entstanden. „Professor Jens Schwam-
born, der Leiter der Developmental &
Cellular Biology group am LCSB, kam
mit der Frage auf mich zü, ob ich Lust
hätte, an diesem Wettbewerb teilzuneh-
men. Immerhin sei ich noch am Anfang
meiner Promotion und könne aus die-
sem Experiment noch einiges mitneh-
men für meine Arbeit hier", erzählt sie.
„Ich musste nicht lange überlegen, For-
schung im Raumfahrtbereich ist schon
sehr interessant. Vor einigen Jahren,
als ich vor der Studienfachwahl stand,
ist mir auch Astrobiologie in den Sinn
gekommen. Doch das war mir zu abs-
trakt. Ich will in einem Bereich forschen,
wovon wir Menschen einen direkteren
konkreten Nutzen haben", betont sie.

Dass sie doch einmal zu Forschungs-
zwecken mit einer Raumfahrtmission zu
tun haben wird, hätte sie nicht gedacht.
Mit der Teilnahme am Wettbewerb wer-
den diese beiden Welten, Biomedizin
und Raumfahrt, nun verbunden. Denn

die Organoide, 3D-Zellkulturen des Mit-
telhirns, werden zur ISS geschickt, wo
sie ohne Eingriff menschlichen Zutuns

mittels vollautomatischer Elektronik
wachsen. Nach 30 Tagen werden sie

wieder aus dem Weltall zurückgeholt.
Wir hoffen, dass die Umgebung dort
oben den Bedingungen im Mutterleib
ähnelt", erklärt Elisa Zuccoli, „denn so
werden die Zellen wahrscheinlich bis zu
fünf Mal größer als auf der Erde und es
lassen sich viel mehr Informationen her-
ausholen. Unter anderem zu den Bedin-
gungen, die in der Mikro -Gravitation

vorherrschen und durch Faktoren wie

Temperatur, CO2 -Gehalt und regelmä-
ßigen Flüssigkeitsaustausch das Wachs-
tum der Zellkulturen beeinflussen." Mit

3D -Modellen könne sie dann Zellen des
menschlichen Mittelhirns für ihre For-

schungsarbeit zu Parkinson am LCSB
nachbilden.

Das habe zwar nicht direkt mit ihrer
Forschungsarbeit zu Parkinson am LCSB

zu tun, immerhin gehe es nicht darum,
eine spezifische Erkrankung zu ergrün-
den, doch der gemeinsame Nenner sei die
Untersuchung von menschlichem Zellma-
terial mittels 3D -Konstruktionen, die jene
im menschlichen Mittelhirn nachbilden.
Die Resultate könnten später bei anderen
Experimenten, von großem Nutzen sein.

Zudem sei die Zusammenarbeit mit

den Experten aus den unterschied-
lichsten Bereichen und Ländern
die beste Chance, den Horizont

zu erweitern und Verbindungen

zu Forschern aufzubauen, die
die Wissenschaft weiterbringen
können. Team -Kollegin Daniela
Maria Vega Gutiérrez sieht das
genauso. Sie ist Masterstudentin
in Integrated System Biology am
LCSB, kommt aus Costa Rica und
möchte durch ihre Teilnahme ein Vor
bild für angehende Studentinnen sein

Es sei die optimale Gelegenheit zu zei-

gen, dass Forscherinnen aus Lateiname-

rika, wo immer noch nur sehr wenige
Frauen im STEM -Bereich forschen, an
wichtigen wissenschaftlichen Projekten
mitwirken können.

Vernetzung ist neben finanzieller
Förderung eine der Hauptaufgaben der
LSA. Während die Weltraumorganisa-
tionen anderer Länder eigene Projekte
durchführen, geht es in Luxemburg
darum, die richtigen Leute zusammen-
zubringen und zu unterstützen. Etwa
70 Unternehmen und Forschungsein-
richtungen sind inzwischen im Luxem-
burger Ökosystem Space angesiedelt.
Viele von ihnen sind auf die Entwick-
lungen der jeweils anderen angewiesen.
Sie spielen sich gegenseitig in die Hände
und verfolgen ein gemeinsames Ziel.

Um die Fundamente zu legen, wird
auch der Nachwuchs hierzulande in

Technik -Karrieren allgemein gefördert.
Das beginnt schon bei den Jüngsten.
Anush Manukyan leitet das Modul
Space Resources an der Luxembourg
Tech School (LTS), das von der LSA
unterstützt wird und Schülern an
Lycées Programmierung und Techno-
logie nahebringt. Wer das Grundmodul
Spieldesign und Programmierung abge-
schlossen hat, kann abheben. „In Crash-
kursen lernen die Schüler die Basics
von Space Resources und Robotik, zum
Beispiel welche Sensoren Roboter für

die Erkundung des Weltalls brauchen.
Dann arbeiten sie an eigenen Projekten
und probieren die selbst geschriebenen
Programme an Robotern aus. Wir geben
ihnen Gelegenheit, kreativ zu werden."
Im vergangenen Jahr lud die LTS Studie-
rende des Space Masters zu einem Aus-
tausch mit den Schülern ein.

Das Programm dieses Masterstudi-
engangs, den die Universität Luxem-
burg seit Herbst 2019 anbietet, wurde
mit Unterstützung der LSA aufgebaut.
Eine Kombination aus Ingenieurs- und
betriebswissenschaftlichen Kenntnis-

sen soll hier an die Studenten gebracht
werden. „In Luxemburg gab es zwar
bereits zuvor die Möglichkeit, ein spe-
zifisches Studium im Raumfahrtbereich
zu belegen, etwa Weltraumrecht, aber
wir wollten ein Programm auf die Beine

stellen, das unterschiedliche Bereiche
kombiniert und mit Interdisziplinari-
tät punktet", erklärt Bob Lamboray, der
für die Nachwuchsförderprojekte der
LSA zuständig ist. Lina Maria Amaya
Mejia und Aelyn Chong Castro etwa,
die für Brains an den technischen Kom-
ponenten wie den Temperaturkontroll-
mechanismen arbeiten, streben einen

Abschluss im Interdisciplinary Space
Master an.

Durch das Überflieger -Projekt kön-
nen sie schon einmal hineinschnup-
pern. Interdisziplinarität wird' auch
dort großgeschrieben, war dies doch
eine der Teilnahmevoraussetzungen.
,Wir wollten eine Studentengruppe
dabeihaben, deren Mitglieder aus unter-

schiedlichen Forschungsbereichen und
akademischen Stufen kommen, und
dass sowohl Frauen als auch Männer
vertreten sind", erklärt er. Brains sei ein

perfektes Beispiel dafür, was man mit

interdisziplinären Projekten alles errei-

chen könne.

Sind die Studenten also echte Über-

flieger? „In der Welt der Forschung gibt
es so viele schlaue Köpfe, wir sind ja
aber noch ganz am Anfang und müs-

sen auch noch so viel lernen", sagt sie.

Doch vielleicht, so hofft sie, öffnet ihr
die Teilnahme am Wettbewerb interes-

sante Türen für zukünftige Kooperatio-
nen mit Experten aus der Raumfahrt.



Meilensteine
1985

Die Société Européenne
des Satellites (SES) wird
gegründet und entwickelt
sich mithilfe staatlicher
und privater Investitionen

zu einem der weltweiten
Marktführer.

2005
Luxemburg tritt der
European Space Agency
ESA bei.
2015

Larry Pages Unternehmen
Deep Space Industries
gründet seinen europäischen
Sitz in Luxemburg.

Februar 201

Als erstes europäisches
Land erklärt Luxemburg
seine Absicht, einen
gesetzlichen Rahmen
zum Ressourcenabbau
im Weltraum zu schaffen,
und gründet die Initiative
SpaceResources.lu.
Federführend ist der
derzeitige Wirtschafts-
minister Etienne Schneider.

Juni 2016

Luxemburg investiert
über die staatliche
Investitionsbank SNCI

25 Millionen Euro in eine
Kooperation mit der US-

amerikanischen Gruppe

Planetary Resources. Das

Unternehmen wird später
insolvent.

Oktober 2016

Die Uni Luxemburg beginnt
einen Master -Studiengang in

„Space, Communication and
Media Law".

2017

Als zweites Land weltweit
(nach den USA 2015) erlässt
Luxemburg ein Gesetz, das
Abbau und Besitzansprüche
von Ressourcen im Weltall
regeln soll.

2018
Wirtschaftliche Tätigkeiten
im Weltall, allen voran noch
immer SES, machen einer

Studie der LSA nach fast
zwei Prozent des BIP aus, in

nur wenigen Ländern ist der
Anteil ähnlich hoch.
September 2018

Startschuss für die
Luxembourg Space
Agency (LSA). Sie soll
Unternehmen nach
Luxemburg locken,
Ausbildung und Forschung
sowie kommerzielle Firmen

unterstützen, um den
Sektor auszubauen. Dazu

arbeitet die LSA eng mit der
europäischen Mutter ESA

zusammen.

2019

Durch den neuen
interdisziplinären „Space
Master" an der Uni Luxemburg
sollen Experten hierzulande

praxisnah ausgebildet werden.
Studienkosten: 2.000 Euro

pro Semester.

2020

Das neu gegründete
„European Space
Resources Innovation
Centre' soll Forschung und
Wirtschaftsleistung im Bereich
Space-Mining vorantreiben.

2021

70 Unternehmen und
Forschungseinrichtungen
sind in Luxemburg
ansässig. Zuletzt eröffnete
Kleos Space seinen
Sitz in Luxemburg, eine

Kollaboration mit dem
LIST soll entstehen.



Als Etienne Schneider Luxemburg 2016 zur zukünftigen Weltraumnation erklärte, wurde viel geschmunzelt.
Was seitdem passiert ist, beantwortet Dr. Mathias Link.

Nach der Eröffnung des ESRIC vor

gut einem Jahr waren die Räume noch
fast leer, die Ambitionen aber groß.
Die Kompetenzen und Geräte der ESA
im Bereich Space Resources sollten
dort konzentriert werden. Ist das
geschehen?

Interview: Franziska Peschel

Wir sind trotz Pandemie gut vorange-
kommen. Einige Apparaturen werden
im ESRIC entwickelt, andere wer-
den hierhin verlegt, wir haben erste

Equipments von der ESA erhalten.
Zum Beispiel steht seit Kurzem ein

„Oxygen Extraction Demonstrator"
der ESA im ESRIC. Das ist der Pro-

totyp eines Gerätes, das Sauerstoff
aus Mondsand herstellt. Der Apparat
trennt das Mondgestein in Metalle
und Sauerstoff auf. Auf der einen Seite
wird Mondsand, also Regolith, hinein-
gegeben, auf der anderen Seite kommt
nach der Verarbeitung Sauerstoff her-
aus. Vorerst testen wir nicht mit ech-
tem Regolith, sondern wir nutzen eine

Nachbildung. Wenn das alles erprobt
und auf dem Mond installiert ist, kann
dieser Sauerstoff zur Lebenserhaltung

von Astronauten dienen, aber auch als
Treibstoff für Raketen und Satelliten.

Eines der Herzstücke des ESRIC
ist der Inkubator für Start-Ups im

Bereich Space Resources. Wie weit ist
das vorangekommen?

Der Inkubator wurde vor ein paar
Wochen am Rande der weltweit größ-
ten Raumfahrtkonferenz in Dubai
offiziell vorgestellt. Wir betreiben
ihn zusammen mit der ESA und dem
Technoport, dem nationalen Inkuba-
tor für Tech-Startups. Im November
auf der NewSpace-Europe-Konferenz
in Luxemburg haben wir dann den
ersten Projektaufruf für Startups eröff-
net. Das ist ein sehr wichtiger Teil
vom ESRIC. Unser Ziel ist nicht nur
die Forschung, sondern auch kom-
merzielle Partnerschaften, wir wollen

Firmen unterstützen.

Luxemburg richtet auch jährlich die
SpaceßesourcesWeek aus. Wie wich-
tig sind diese Veranstaltungen?

Diese Veranstaltungen sind extrem
wichtig, sie bieten der Community
eine Gelegenheit, neue Kontakte zu
knüpfen und Projekte zu besprechen.
Dort werden auch wissenschaftliche
Ergebnisse vorgestellt. Die SpaceRe-
sourcesWeek ist die größte Konferenz
weltweit, die auf dieses Thema spezi-
alisiert ist. Wir hatten im vergangenen
April über tausend Teilnehmer und
mehr als 120 Speaker aus 66 Ländern.
Das setzt Luxemburg auf die Landkar-
ten weltweit.

Wie stark ist das Interesse an Projek-
ten aus Luxemburg?

Im Juli haben wir eine Partnerschaft
mit Air Liquide und im Oktober
auch mit Airbus geschlossen. Sie
wirken mit ihren eigenen Techno-
logien bei den Forschungsaktivi-
täten vom ESRIC mit. Wir wollen
eine ganze Herstellungskette für
Weltraumressourcen hier in Luxem-
burg aufbauen. Luxemburg ist im

Moment ganz klar als weltweit füh-
rend in dem Bereich anerkannt.
Bei uns gehen viele internationale
Anfragen für Partnerschaften ein.

Um diesen Vorteil zu halten, müs-

sen wir auch weiterhin viel Energie
in diesen Bereich stecken. Da ist das
ESRIC eine wichtige Initiative. Das
Interesse auf der Welt wächst stetig.
Immer mehr andere Länder beschäf-
tigen sich mit dem Thema. Das ist

für uns ganz klar die Bestätigung,
dass die Entscheidung, die wir vor
sechs Jahren mit dem Start der Spa-
ceResources.lu Initiative getroffen
haben, die richtige war.

Das heißt auch, dass die Konkurrenz
wächst. Kann ein kleines Land wie

Luxemburg überhaupt mithalten im

internationalen Wettbewerb?
Das wird eine Herausforderung sein.

Es ist für uns immer schwierig, mit

den großen Ländern mit großen
Raumfahrt -Budgets mitzuhalten. Die
USA, China und auch große europäi-
sche Länder wie Frankreich, Deutsch-
land und Italien interessieren sich
mittlerweile für dieses Thema und
treiben es voran. Aber wir haben viel
früher angefangen, das gibt uns einen

gewissen zeitlichen Vorteil. Zweitens

spezialisieren wir uns stärker auf
verschiedene Schwerpunkte. Neben
der Satellitenkommunikation haben
wir die Nische der Space Resources
gewählt. Ein dritter, finanzieller Vor-
teil ist, dass wir in Luxemburg tradi-
tionell stark auf private Investoren
setzen. Wenn wir es schaffen, diese
in Zukunft noch stärker dafür zu inte-

ressieren, sollte das auch im Bereich
Space Resources funktionieren. Wir

haben das ja in der Vergangenheit bei
SES gesehen, wo diese Kooperation
mit Privatinvestoren sehr gut funkti-
oniert hat.

Die LSA will Firmen nach Luxemburg
ziehen. Was lockt besser, die Science -
Fiction -anmutende SpaceMining-
Schiene, die das ESRIC verfolgt, oder
der irdischere Satellitenbereich?

Beides zieht gut. Die Firmen wissen,
dass wir ein Land sind, das das ganze
Thema New-Space stark unterstützt

und ein attraktives Gesamtumfeld
bietet. Ziel ist, dass unsere Firmen
nicht nur von öffentlichen Geldern
abhängig sind. Inzwischen sind etwa

70 Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen der Space-Industrie in

Luxemburg. Innerhalb der letzten drei
Jahre hat sich die Zahl also verdrei-
facht. Für uns ist das ein Zukunfts-
sektor. Etwa zehn Prozent der Firmen
sind schon in dem Bereich Space



Resources unterwegs. Das ist eine

unserer langfristigen Prioritäten.

Welche Rolle spielt LSA Data Center
für die Wirtschaft?

Wir haben das Data Center aufge-
baut, damit wir in Luxemburg Daten

vom europäischen Kopernikus-Sys-
tem lagern und speichern können.
Unsere Firmen haben dadurch direk-
ten, schnellen Zugriff. Verschiedene
Unternehmen können darauf basie-
rend neue Anwendungen entwickeln.
Die Datensets, die wir hier haben,
sind sehr vollständig. Dazu kommen
auch Daten von privaten Firmen.

Laut nationalem Strategieplan steckt
Luxemburg in der Periode 2020 bis
2024 Investitionen von knapp 200
Millionen Euro in den Sektor. Gibt es
Zahlen, was LSA und Wirtschaftsmi-
nisterium sich als Outcome erwarten?

Wir stecken dieses Geld vor allem in

die verschiedenen Programme der
ESA. Nach dem Geo-Return-Prinzip
der ESA fließt das Geld eins zu eins

in die Luxemburger Industrie und
Forschungseinrichtungen zurück.
Luxemburger Unternehmen sind an
vielen ESA-Projekten beteiligt, in allen
möglichen Bereichen der Raumfahrt.
Durch solche Finanzierung und Ko-
Finanzierung können wir weitere

wirtschaftliche Substanz in Luxem-

burg aufbauen.

Die LSA ist am ESERO und dem
Modul Spaceßesources der Lux-Tech-
school beteiligt. Warum der Fokus
auf den Nachwuchs?

Wenn wir die Raumfahrt weiterent-

wickeln wollen, brauchen wir auch
Talente, die in diesem Bereich arbei-
ten können. Um diese Expertise auf-
zubauen, muss man früh anfangen,
Schüler für technische Themen zu

interessieren. ESERO bietet die Mög-
lichkeit, entsprechende Inhalte in den
Schulen gemeinsam anzubieten. Auch
bei den außerschulischen Program-
men wie der Lux Tech School geht es
darum, die technischen Berufe gene-
rell attraktiver zu machen. Über die
Raumfahrt funktioniert das gut, sie

hat den Vorteil, dass sie sehr attrak-
tiv und vielseitig ist, und man darü-
ber eine ganze Reihe von technischen
Themen angehen kann.

Die Raumfahrtbranche ist sehr
international ausgerichtet. Warum

setzen Sie nicht auf Talente aus dem
Ausland?

Wir tun beides. Der Standard ist bei
uns, dass wir Talente aus dem Ausland
herholen. Die ganze Entwicklung der
letzten Jahre basiert darauf. Aber in

unseren Augen reicht das nicht aus.
Wir müssen auch hier in Luxemburg

neue Talente ausbilden.

Es ist für uns immer schwierig,
mit den großen Ländern mit großen

Raumfahrt -Budgets mitzuhalten.

Mathias Link
ist Dr. der angewandten
Physik und hat zurzeit eine

doppelte Funktion in den
Luxemburger Raumfahrt -

Institutionen. Er ist einer von
drei Direktoren des Executive

Committees der LSA und seit

dessen Eröffnung Interim -

Direktor des ESRIC.



Der Umstieg auf Elektroantriebe könnte über 500 000 Jobs kosten - Luxemburger Zulieferer sehen dennoch Chancen

Von Thomas Klein
Die Elektrifizierung der Automobil-
industrie ist mehr als nur der Wechsel
der Antriebstechnologie. Vielmehr
dürfte sie die ganze Branche tiefgrei-
fend verändern. Bis zu einer halben
Million Arbeitsplätze könnten in der
Zulieferindustrie alleine in Europa
wegfallen, wenn bis 2035 nur noch
Elektrofahrzeuge gebaut werden soll-
ten. Zu diesem Schluss kommt eine Stu-
die des Europäischen Verbands der
Automobilzulieferer CLEPA und der
Strategieberatung von Pricewaterhou-
seCoopers (PwC). Demgegenüber ste-
hen 226 000 potenzielle neue Jobs, die
der Wandel bringen könne. Also ein
Nettoverlust von rund 275 000 Stellen.

Der Hauptgrund für diese Differenz
liegt an der unterschiedlichen Herstel-
lungsweise der beiden Fahrzeugtypen.
„Für die Produktion eines Autos mit
Verbrennungsmotor benötigen Sie
normalerweise bis zu 20 000 einzelne
Komponenten, in einem Elektrofahr-
zeug nur 2 000. Bestimmte Bestandtei-
le wie Getriebe werden bei Elektro-
motoren einfach nicht gebraucht", sagt
Julian Proffitt, der Präsident des In-
dustrieverbandes Industrie Luxem-
bourgeoise des Equipementiers de
l'Automobile (ILEA) und Managing Di -

rector des Zulieferers Raval Europe.
„Entsprechend werden auch weniger
Arbeitskräfte benötigt."

Batteriefertigung entscheidend
Etwa ein Drittel der Wertschöpfung
beim Elektroauto entfällt aktuell auf die
Batterie. Damit es also gelingen kann,
zumindest einen Teil der Arbeitsplät-
ze in der Industrie in Europa zu erhal-
ten, wird es entscheidend sein, dass die
Batteriefertigung hier stattfindet. Die
European Battery Alliance schätzt et-
wa das Marktpotenzial für in Europa
produzierte Batterien bis Mitte des
nächsten Jahrzehnts auf bis zu 250 Mil-
liarden Euro. „Das Problem ist, dass
viele der Komponenten, die man für
die Herstellung von Elektroautos be-
nötigt, aktuell außerhalb Europas ge-
fertigt werden. Um den Jobverlust ab-
zufedern, muss es zumindest gelingen,
die Batteriefertigung hier anzusie-
deln", sagt Julian Proffitt. Derzeit gibt
es auf dem alten Kontinent noch keine
Gigafabrik. Aber zahlreiche Projekte
wurden angekündigt und einige Wer-
ke befinden sich bereits im Bau.

Laut der französischen Beratungs-
firma Avicenne soll in den nächsten
drei Jahren eine Fertigungskapazität
von 200 Gigawattstunden entstehen;

bis 2030 soll sich das dann nochmals
verdoppeln. Neben den Autoherstel-
lern haben zum Beispiel die weltgröß-
te Chemiefirma BASF und und der chi-
nesische Hersteller SVolt eigene Wer-
ke in Europa angekündigt. „Es ist aber
klar, dass das großangelegte Operatio-
nen sein werden. Es scheint daher
wahrscheinlich, dass eine kleinere An-
zahl von Zulieferern mit hoher Wert-
schöpfung eine Vielzahl der kleinen
und mittelständischen Unternehmen
ersetzen werden. Diese werden dann
auch weniger Mitarbeiter beschäfti-
gen", sagt Proffitt. Ein großer Teil die-
ser Investitionen werde von den Auto-
herstellern selbst kommen, die dann
auch die Fabriken zumindest mitbesit-
zen würden. „Die Autofirmen werden
eine deutlich wichtigere Rolle in die-
sem Teil der Lieferkette spielen als das
derzeit der Fall ist", sagt Proffitt. Auch
der Report von CLEPA und PwC
kommt zu dem Ergebnis, dass die Auto-
firmen sich in einer günstigeren Posi-
tion befinden als die Zulieferbetriebe,
um die Transition zu meistern und den
Einnahmeverlust im Antriebsgeschäft
auszugleichen. Zum einen seien die Zu-
lieferer weit weniger flexibel, weil sie
an langfristige Verträge mit Fahrzeug-
herstellern gebunden sind. Zum ande-
ren bestehe der Sektor „neben globa-
len und gut kapitalisierten Branchen-
führern (...) aus Hunderten von spe-
zialisierten Unternehmen und KMU,
die weniger Zugang zu Kapital haben,
um in die Transformation ihrer Ge-
schäftsmodelle zu investieren", so der
Bericht.

Einigen Firmen aus der Branche
werde es leichter fallen, sich an die
neue Form der Mobilität anzupassen,
für andere werde es schwer werden,
sagt Julian Proffitt. Unternehmen die
nur Komponenten für Verbrennungs-
motoren herstellen, müssten kreativ
werden, wenn sie eine Zukunft haben
wollen. „Sie müssen sich fragen: Was
ist unsere Kernkompetenz und wie
können wir sie in Bereichen anwen-
den, die nicht vom Verbrennungsmo-
tor abhängen? Für einige kann das be-
deuten, dass sie komplett aus dem
Automobilmarkt ausscheiden und sich
beispielsweise dem Bereich Maschi-
nen und Anlagenbau zuwenden", so der
Automanager.

Chancen des Übergangs

Automobilzulieferer beschäftigen in
Luxemburg derzeit etwa 10 000 Men-
schen. Für das Großherzogtum erwar-
tet Julian Proffitt aber keinen Jobkahl-

schlag. „Das liegt hauptsächlich daran,
dass die Firmen hier nicht so stark auf
Produkte angewiesen sind, die von
Verbrennungsmotoren abhängen. Die
Geschäftsmodelle vieler unserer Mit-
glieder können vollständig auf Elek-
troantriebe übertragen werden, ande-
re wie Borg Warner arbeiten schon an
dieser Transition", sagt er. „Aktuell se-
he ich keine offensichtlichen Verlierer
dieses Übergangs in Luxemburg."

So verweist BorgWarner, das 2020
Delphi Technologies und damit auch
das Werk in Bascharage für 1,36 Mil-
liarden Euro übernommen hat, darauf,
dass die Luxemburger Niederlassung
für das Wachstum in der Elektromobi-
lität ein wichtiger Standort sei. „Wir
verfügen über eine starke und eta-
blierte Kompetenz in den Bereichen
Leistungselektronik und Elektrifizie-
rungssysteme in Bascharage und su-
chen immer nach Softwareentwick-
lern, Elektroingenieuren und Elektro-
nikhardwarearchitekten, um unser
Team dort zu verstärken", so Arnaldo
lezzi, General Manager Europe von
BorgWarner in einer Stellungnahme.
Ein wichtiger Teil des Geschäfts des
Unternehmens besteht in Komponen-
ten für Verbrennungsmotoren und Ge-
triebe. Deswegen hat BorgWarner in
den letzten Jahren verstärkt in neue
Kompetenzen im Bereich der Elektro-
mobilität investiert. Vergangene Wo-
che beteiligte sich der Konzern bei-
spielsweise an der Software -Firma
Qnovo, die Programme zur effiziente-
ren Batteriesteuerung entwickelt.

Paul Schockmel, Chef des Sensor -
und Elektronikherstellers lEE aus Bis-
sen, sieht in der Umstellung eher eine
Chance für sein Unternehmen. „Unse-
re Produkte sind nicht abhängig da-
von, ob ein Verbrennungsmotor ein-
gebaut wird. Daher sind wir von den
in der Studie dargestellten Folgen zu-
mindest nicht direkt negativ betrof-
fen", sagt er. „In unserer Gruppe ist
eher das Gegenteil der Fall. Die Elek-
trifizierung wird den Bedarf an Elek-
tronikkomponenten eher noch vergrö-
ßern." Noch haben die Zulieferfirmen
und Arbeitnehmer Zeit, sich auf den
Wandel einzustellen. Die Studie geht
davon aus, dass sich 70 Prozent des
Kahlschlags bei der Beschäftigung in
der Zeit zwischen 2030 und 2035 ab-
spielen wird. Inzwischen lässt sich der
Wandel auch an den Absatzzahlen ab-
lesen: Während die Neuzulassungen
insgesamt gemäß gestern veröffent-
lichten Zahlen der European Automo-
bile Manufacturers' Association im



vergangenen Jahr in der Europäischen
Union um 2,4 Prozent (Luxemburg: mi-
nus 1,8 Prozent) zurückgegangen sind,
steigt der Anteil der Elektroautos ste-
tig an. Laut einer Auswertung der Fi-
nancial Times wurden im Dezember
europaweit erstmals mehr E -Autos als
Dieselfahrzeuge verkauft. Demnach
hatte jeder fünfte Neuwagen, der in den
18 untersuchten Ländern veräußert

wurde, einen Elektromotor. Die Ten-
denz ist auch aufgrund der massiven
staatlichen Förderungen schnell stei-
gend. Der neue Absatzrekord der E -
Autos vom Dezember in Westeuropa
(176 000 Fahrzeuge) bedeutet eine
sechsprozentige Steigerung im Ver-
gleich zum Vorjahr.

• Aktuell sehe ich keine

• offensichtlichen
Verlierer dieses
Übergangs in
Luxemburg.
Julian Proffitt, Präsident ILEA



Wussten Sie, dass Luxemburg zu den beliebtesten Start-up-
Standorten weltweit gehört? Und als dieser beherbergt das
Großherzogtum viele interessante Projekte aus unterschiedlichen
Bereichen. Ein Blick auf sechs Start-ups aus dem Tech-Bereich.

Musik aus dem Computer (Aiva Technologies)
Musik ist ein fester Bestandteil unseres Lebens und gehört
– egal ob in der Werbung, Computerspielen oder Filmen –

zu den Hauptträgern von Emotionen. Allein die Vorstellung
eines Horrorfilm ohne deren düstere Hintergrundmusik,
eines Actionspiel ohne die aufputschende Rockmusik oder
einer Wohlfühlwerbung ohne die sanfte Melodie, ist ver-
wirrend. Doch nicht jedes Unternehmen, das sich mit der
Produktion von audiovisuellen Projekten befasst, ist auch
in der Lage, diese musikalisch zu hinterlegen. Und genau
an dieser Schnittstelle setzte das Start-up Aiva Technologies

an. Mit Aiva können auch Unternehmen, ohne Erfahrung

oder Kompetenzen im musikalischen Bereich, die passende
Melodie erschaffen. Der Nutzer kann bei Aiva in einer Vor-

auswahl sowohl zwischen unterschiedlichen Genres als
auch in Bezug auf Schnelligkeit, Dauer oder Instrumentali-
sierung der Musik auswählen. Anhand dieser eingegebenen
Wünsche erstellt die künstliche Intelligenz von Aiva – in

einer Zeitspanne zwischen wenigen Sekunden und einer

Minute – einen Track, der dem Projekt seines Kunden ent-

spricht. Die Musik aus dem Computer gibt es bei Aiva seit

2016 – und der Standort des Unternehmens ist damals wie

heute immer noch Luxemburg.

Kleiner Gehilfe (LuxAI)
Fragt man Kinder nach ihren Zukunftsvorstellungen, landet
man mit großer Wahrscheinlichkeit schnell beim Thema Robo-
ter. Technik zum Interagieren ist einer der Menschheitswün-
sche, der mit den großen Fortschritten der Technologie in den
vergangenen Jahren zunehmend erfüllt wurde. Doch liefern
weder das Smartphone noch der virtuelle Assistent (Beispiel:
Alexa oder Google Home) das gleiche Gefühl wie die Vorstel-
lung eines persönlichen kleinen Gehilfen – eines eigenen Robo-
ters. Das Startup LuxAI hat diesen kleinen Gehilfen erschaffen.

Die initiale Idee hinter dem Projekt war das Erschaffen eines
Lernpartners für Kinder mit Autismus. Der QTrobot – so heißt
der kleine Gehilfe – bietet deswegen mehrere unterschiedliche
Programme, wie beispielsweise das zur emotionalen Entwick-
lung oder das bezüglich der Entwicklung von Sozialkompe-

tenz, zur Weiterbildung von Kindern mit Autismus an. Neben
dem Einsatz im Kinderzimmer kann der QTrobot ebenfalls
im Labor eingesetzt werden. Hier soll er mit Fähigkeiten wie

seiner „menschenorientierten KI“, seiner „motivierenden Art“

oder seiner „nutzerfreundlichen Programmieroberfläche“ die
Recherchearbeit vereinfachen.

Digitalisierungsschub
(Doctena & Salonkee)
Während die erfahreneren Generationen noch
mit Telefonbuch und Festnetz aufwuchsen, kann
Generation Z getrost als telefonierfaul bezeichnet
werden. Allen voran, wenn es darum geht, einen

Termin beim Arzt oder Friseur zu buchen. Viel
lieber zückt man mittlerweile das Smartphone
und vereinbart einen Termin online. In Luxem-

burg haben sich deswegen zwei unterschiedliche
Start-ups dieser Digitalisierungsquest angenom-

men. Doctena (Arztpraxen) und Salonkee (Fri-

seursaloons) bieten die einfache Möglichkeit,
einen Termin über einen einen digitalen Reser-

vierungsplan zu buchen und so auch der jun-
gen Generation und deren Wünschen gerecht zu
werden. Das Startup Doctena bietet neben dem
einfachen Buchen von Terminen ebenfalls ganze
Online-Sprechstunden mit Ärzten an. Damit es
bei Salonkee künftig auch zu Online-Friseurter-
minen kommen kann, müsste das Start-up LuxAi
ihrem QTrobot wohl zuerst noch das Haare-

schneiden beibringen.



Hinter der Wette (Jack Time)

Das Wetten auf Sportevents hat große Tradition. Früher
wurde allen voran bei ausgewählten, exklusiven Rennen

oder Turnieren gewettet. Heute findet kaum ein Sport-
ereignis mehr statt, ohne dass Menschen weltweit ihr
Geld auf dessen Ausgang setzen. Doch während viele
Menschen wissen, wie das Wetten an sich funktioniert,
gibt es nur einen kleinen Teil der Weltbevölkerung,
der sich mit der Frage befasst, wie Buchmacher derart
schnell und genau die sekündlich ändernden Wettquo-
ten berechnen, sodass am Ende des Tages auch für sie

ein Gewinn herausspringt. Das Start-up Jack Time aus

Luxemburg arbeitet in genau diesem Feld. Jack Time

entwickelt und designt Software-Produkte und -Servi-
ces und verkauft diese an internationale Wettanbieter.
Das besondere an ihrer Software „Betcore“ ist, dass sie

unabhängig von der benutzten Basissoftware eingesetzt
werden kann und das bestehende System optimiert.
Darüber hinaus verfügt die Software über das Königs-
feature des Live-Wettens. Mit der Cash-Out-Option
ist es dem Kunden jederzeit möglich, sich den aktu-
ellen Stand seiner Wette ausbezahlen zu lassen. Dieses
Feature fordert der Software eine noch schnellere und
performantere Berechnung der Quoten ab. Das Start-up
Jack Time wurde 2014 gegründet und hat seinen Sitz
auch heute immer noch in Luxemburg.

Abgeschlossen (Keymitt)

Wer kennt es nicht: Man ist im Stress, greift schnell
nach seinen Sachen, läuft zum Auto, nimmt Platz und
startet den Motor. Doch bevor man losfährt, poppt
einem auf einmal diese eine Frage in den Kopf: Habe
ich abgeschlossen? Also steigt man wieder aus, läuft
zurück zum Haus und checkt, ob abgeschlossen ist.

Schlimmer noch, wenn diese Frage einem in den Sinn
kommt, wenn man schon unterwegs ist und nicht mal
eben schnell kontrollieren kann. Das Luxemburger Star-
tup Keymitt beschäftigt sich mit genau diesem Problem

und bietet dem vergesslichen oder einfach nur technik-
affinen Kunden eine Reihe an unterschiedlichen Lösun-

gen. Unabhängig vom genauen Produkt bleibt das
Prinzip jedoch immer gleich: ein intelligentes Schloss,
dass sich zu jeder Zeit und von überall per Smartphone
sowohl öffnen als auch schließen lässt. Das interessante

an den Produkten von Keymitt ist, dass sich der Kunde
nicht zwischen dem traditionellen und digitalen Schloss
entscheiden muss. Keymitt-Lösungen werden an dem
existierenden System angebracht und erlauben sowohl
eine analoge als auch eine digitale Nutzung. Das Start-
up wurde 2017 gegründet und hat ihren Sitz nach wie

vor in der luxemburgischen Hauptstadt.
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Premiere in Luxemburg: Erstmals
wird mit Yuriko Backes eine Frau das
Finanzministerium leiten. Die lang-
jährige Diplomatin wird an diesem
Mittwoch im großherzoglichen Palast
vereidigt. Die dortigen Räumlichkei-
ten dürfte die 50 Jahre alte Backes
bestens kennen, denn seit Juni 2020
zeichnete sie als Hofmarschallin für
die Finanz- und Personalpolitik am
Hof des Großherzogs von Luxemburg
verantwortlich. Sie tritt die Nachfolge
von Pierre Gramegna an, der Anfang
Dezember nach achtjähriger Amtszeit
seinen Rücktritt aus persönlichen
Gründen ankündigte.

Auch Backes gehört wie Grame-
gna der liberalen Demokratischen
Partei an, deren prominentester Ver-
treter Ministerpräsident Xavier Bet-
tel ist. Doch vor ihrer Nominierung
Anfang Dezember war sie noch kein
Mitglied dieser Partei. Backes war in
den Vertretungen des Großherzog-
tums in Brüssel und New York tätig.
Von 2006 bis 2008 arbeitete sie in der
Luxemburger Botschaft in Tokio.
Von 2010 bis 2016 war sie diplomati-
sche Beraterin der Regierungschefs
Jean-Claude Juncker und Bettel.
Danach leitete sie die Vertretung der
Europäischen Kommission in
Luxemburg. Anschließend über-
nahm sie am Hof des Großherzogs
Henri die Verantwortung für eine
umfassende Verwaltungsreform.

Diese war notwendig geworden,
nachdem es ungewöhnlich viele Kün-

digungen und Entlassungen am Hof
gegeben hat. In einer von der Luxem-
burger Regierung in Auftrag gegebe-
nen Untersuchung, dem sogenannten
Waringo-Bericht, stellte sich heraus,
dass die Ehefrau des Großherzogs,
Maria Teresa, in die Personalpolitik
eingegriffen haben soll, obwohl sie
eine nur rein repräsentative Rolle
ausübt. Auch die Trennung der
Finanzen zwischen öffentlichen und
privaten Interessen des Staatsober-
hauptes war ein Thema. Diese
Reform erfordert einiges an Finger-
spitzengefühl, über das Backes dank
ihrer diplomatischen Erfahrung ver-
fügt. Nun muss sie als Finanzministe-
rin ihr Geschick beweisen, denn
Luxemburg kämpft noch immer

gegen sein Image als Steueroase. maf.



KONFERENZ Erste Rede von Finanzministerin Yuriko Backes
Christian Muller
Noch keine vier Arbeitstage
ist es her, dass Yuriko Backes
ihr neues Amt als Finanz-
minister antrat. Am Dienstag
hielt sie nun, im Rahmen einer
Konferenz der UEL über das
neue internationale Steuer-
umfeld, ihre erste offiziel-
le Rede als Minister. Ebenfalls
anwesend war Pascal Saint-
Amans, zuständig für den Be-
reich Steuern bei der OECD.
„Wir haben einen langen Weg
hinter uns“, so Finanzministerin
Yuriko Backes über den laufen-
den Wandel in den weltweiten
Steuerregeln. Historisch gesehen
sei das aktuelle System vor rund
100 Jahren entstanden, als Volks-
wirtschaften und Steuern vor-
nehmlich als nationale Themen
angesehen wurden, erinnerte sie.
„Die Steuerregeln waren nicht ge-
dacht, um die Herausforderungen
der Gegenwart (Globalisierung
und Digitalisierung) zu meistern.“

Es sei notwendig geworden,
das System an die neue Zeit an-

zupassen, lobt sie die diesbezüg-
lichen Anstrengungen von G7,
G20 und OECD. Es handle
sich um eine „komplette Neu-
gestaltung der internationalen Be-
steuerung“, und „alle Bereiche der
Wirtschaft werden betroffen sein“.

Luxemburg sei von Anfang an
bei den Initiativen (etwa BEPS)
mit dabei gewesen, erinnerte sie.
„Konstruktiv und als Vorreiter.“
Die Regierung habe sich dem
Wandel hin zu einer „fairen und
transparenten Besteuerung“ ver-
schrieben. Im Bereich der Be-
steuerung der digitalen Wirtschaft
sei das Land sogar bereit gewesen,
noch weiter zu gehen – doch an-
dere hätten gebremst. Gleichzeitig
hob sie hervor, wie ihr Vorgänger
Pierre Gramegna auch, dass es
gleichzeitig wichtig sei, auf das
Prinzip des „level playing field“
(gleiche Regeln für alle; d.Red.) zu
achten.

„Das System
wird fairer werden“

Wenn es um internationalen
Steuerwettbewerb geht, sei es wich-
tig, kohärente Regeln zu haben, so
die Ministerin weiter. „Wir brau-
chen das. Und wir unterstützen
das.“ Die geplante Mindeststeuer
von 15 Prozent für große Konzer-
ne werde dem ungesunden Steuer-
wettbewerb zwischen den Ländern
ein Ende bereiten. „Das System
wird fairer werden. Steuern wer-
den im Wettbewerb der Standorte
künftig eine kleinere Rolle spielen.“
Der Wandel komme jedoch nicht
als Überraschung, so Yuriko Ba-
ckes. Über die letzten Jahre habe
ein globaler Mentalitätswechsel
stattgefunden: „Es war ein Pro-
zess.“

Derweil betonte sie, dass, auch
wenn es schwierig sei, Vorher-
sagen zu machen, man aber fest-
gestellt habe, dass der bisherige
Wandel dem Großherzogtum
nicht geschadet habe. Im Gegen-
teil: Der Finanzplatz sei weiter ge-
wachsen. Steuern seien eh nicht
das wichtigste Argument, um Fir-
men nach Luxemburg zu ziehen,
so die Ministerin. Das Land biete
viel mehr. Neben Stabilität und
dem Kreditwürdigkeitsranking
AAA hob sie vor allem die Exper-
tise hervor.

„Aber täuschen Sie sich nicht“,
änderte sie zum Schluss ihrer
Rede den Tonfall. „Ich werde
Luxemburgs nationale Interes-
sen resolut verteidigen und mich
dafür einsetzen, dass Luxemburg
wirtschaftlich attraktiv bleibt.“ Sie
werde die Politik ihres Vorgängers
fortsetzen, sagte sie. Steuerwett-
bewerb an sich sei ja auch etwas
Gutes. Aber halt mit neuen, fai-
ren Regeln. Bei ihrem Vorgänger
Pierre Gramegna bedankte sich
Yuriko Backes für den guten Job.
Und sie hoffe, dass sie ein „würdi-

ger Nachfolger“ sein werde.

„Wir schlagen nun
eine neue Seite auf“

Pascal Saint-Amans, Direktor
beim Steuerbereich der OECD,
mit dem Yuriko Backer zuvor
Unterredungen hatte, folgte ihr
am Dienstag als Redner auf der
vom Arbeitgeber-Dachverband
UEL („Union des entreprises
luxembourgeoises“) organisierten
Konferenz „The new international
tax framework and its impact on
Luxembourg tax policy“. Auch
er unterstrich die Notwendig-
keit, einen „gesunden Steuerwett-
bewerb“ zu erhalten, jedoch mit
erneuerten, gerechteren und in-
klusiven Regeln.

Er erinnerte zudem daran, dass
diese Einigkeit noch nicht so alt
ist. Vor rund 15 Jahren habe es
noch Diskussionen um das Bank-
geheimnis gegeben. „Aber wir
sind vorangeschritten … zu m
Wohle der ganzen Welt“, so Pas-
cal Saint-Amans. „Wir schlagen
nun eine neue Seite auf. Die 100
Jahre alten Regeln waren nicht
mehr passend.“ Es brauche neue
Regeln, damit die Menschen der
Globalisierung wieder mehr Zu-
stimmung geben. „Es ist das Ende
einer Ära.“

Laut Zeitplan sollen die Details
der Regelungen nun schnell aus-
gehandelt werden, so der Vertreter
der OECD weiter. Den Mindest-
steuersatz will man 2023 bereits
einführen. „Aber ich weiß, dass
ich auf Luxemburg zählen kann“,
so Pascal Saint-Amans. Die nächs-
te, folgende Ära hat Pascal Saint-
Amans auch bereits im Auge. Im
Sinne des Kampfes gegen den
Klimawandel gelte es nun, einen
internationalen Preis für CO₂-

Ausstoß einzuführen.
Im Namen der Luxemburger

Unternehmen hatten zuvor Michel



Reckinger (Präsident UEL) und
Luc Frieden (Präsident Handels-
kammer) das Wort. Reckinger hob
hervor, wie wichtig es sei, dass das
Land wirtschaftlich attraktiv bleibt.
Zudem unterstrich er, dass Luxem-
burg auch schon vor der Zeit des
Finanzplatzes international (im

Stahl) aktiv war. Der ehemalige
Finanzminister Luc Frieden er-
klärte, dass Steuern nicht nur eine
Geldquelle, sondern auch ein poli-
tisches und soziales Steuerungs-
instrument seien. Und solange
nationale Staaten eigene politi-
sche Prioritäten setzten, könne der

Steuerbereich nicht international
vereinheitlicht werden. Eine inter-
nationale Koordination, etwa auf
Niveau der OECD, findet er je-
doch gut. „Luxemburg soll ein
Steuersystem haben, das fair zu
den Nachbarn ist, aber auch at-
traktiv für die Firmen.“

Was geplant ist
Im Rahmen der OECD sind zwei große Vorhaben
geplant. Dazu zählt erstens der sogenannte „Pil-
lar 1“. Dieser sieht die Umverteilung eines Teils der
Gewinne der weltweit größten und profitabelsten
Unternehmen vor. Diese Steuern sollen dann, be-
rechnet nach einem Verteilungsschlüssel, in die Län-
der fließen, in denen die Verbraucher leben. Firmen
sollen sich nicht mit einem Hauptsitz in Steuerpara-
diesen verstecken können. Ausgenommen von der
Regelung sind der Erzabbau und die regulierten
Finanzdienstleistungen. „Unternehmen sollen sich
auf ihr Geschäft konzentrieren, nicht auf Steuern“,
so Pascal Saint-Amans am Dienstag zu „Pillar 1“.
Daneben gibt es den sogenannten „Pillar 2“. Für
globale Unternehmen mit einem Jahresumsatz von
über 750 Millionen Euro soll ein minimaler Gesamt-
steuersatz von mindestens 15 Prozent festgelegt

werden. „Das alte System war nicht gut“, bemerkte
Pascal Saint-Amans zu „Pillar 2“. „Jedes Land
braucht Unternehmenssteuern.“ Jetzt werde es vor-
bei sein mit dem Wettlauf nach unten. Auch seien
15 Prozent (anfangs war mehr geplant) nicht wenig,
so der Vertreter der OECD. Es werde anständige
und positive Folgen haben. Die Investmentfonds-
Industrie ist von der Regelung ausgenommen.
Als drittes großes Element gilt eine von der EU-
Kommission vorgelegte Initiative zur Bekämpfung
des Missbrauchs von Briefkastenfirmen zu un-
lauteren Steuerzwecken.
Man wolle sicherstellen, dass Briefkastenfirmen
in der EU, die keine oder nur eine minimale Wirt-
schaftstätigkeit aufweisen, keinerlei Steuervorteile in
Anspruch nehmen können, so die Kommission bei
der Vorstellung. Die Richtlinie soll nach Annahme
durch die Mitgliedstaaten am 1. Januar 2024 in Kraft
treten.

Die Folgen für Luxemburg
Über die möglichen Folgen der Veränderungen bei den
internationalen Steuerregeln gehen die Meinungen weit
auseinander. So erwartet beispielsweise das „Observatoi-
re européen de la fiscalité“, dass Luxemburg allein wegen
„Pillar 2“ zusätzliche Steuereinnahmen von 4,5 Milliar-
den Euro erwarten könnte. Das wäre mehr als eine Ver-
doppelung der aktuellen Einnahmen von Steuern durch
Unternehmen.

In einer separaten Untersuchung ist das statistische Ins-
titut Statec derweil zu dem Schluss gekommen, dass Lu-
xemburg bei „Pillar 1“ begrenzt Einnahmen verlieren
dürfte, während das Land bei „Pillar 2“ theoretisch ge-
winnen würde. Jedoch wisse man heute nicht, wie die
Konzerne auf die neue Situation reagieren werden.
Würden beispielsweise Konzerne das Großherzogtum
verlassen, dann könne Luxemburg auch bei „Pillar 2“ ver-
lieren. Die Statistiker kommen zu dem Schluss, dass die
Folgen aktuell noch sehr schwer abschätzbar sind.



20 Jahre nach Einführung des Euro-Bargelds
zieht Yves Mersch Bilanz
Interview: Thomas Klein
Nach 20 Jahren kann sich kaum noch je-
mand in Luxemburg vorstellen, mit einer
anderen Währung als dem Euro zu be-
zahlen. Als Unterhändler bei den Maas-
trichter Verträgen und als langjähriges
Direktoriumsmitglied der Europäischen
Zentralbank hat Yves Mersch die Ent-
wicklung der gemeinsamen Währung
von Beginn an mitgeprägt. Ein Ge-
spräch über eine Erfolgsgeschichte mit
Anlaufschwierigkeiten.

Yves Mersch, können Sie sich daran
erinnern, wann Sie zum ersten Mal
von der Idee einer gemeinsamen
europäischen Währung gehört ha-
ben?

Das war im Studium in Paris.
Damals hat unser Professor in
Volkswirtschaft, Raymond Barre,
über eine gemeinsame Währung
gesprochen und natürlich auch
über den Werner -Plan. Als ich
dann zurückkam und anfing, im
Finanzministerium zu arbeiten,
war ich als junger Angestellter
der Kofferträger des Finanzminis-
ters. In diesem Rahmen haben wir
uns häufig die Wochenenden um
die Ohren geschlagen, wenn es
darum ging, Wechselkursanpas-
sungen im europäischen Wäh-
rungssystem vorzunehmen.

Nach dem frühen Vorstoß mit dem
Werner Plan 1970 wurde es in den
1980 er Jahren zunächst ruhig um
die Idee einer gemeinsamen euro-
päischen Währung. Wie kam dann
wieder neuer Schwung auf?

Zunächst wurde das internatio-
nale Währungssystem, das seit
dem Ende des Zweiten Weltkriegs
vorgeherrscht hatte, in den 70er
Jahren außer Kraft gesetzt. Vor-

her waren die Währungen an den
Dollar gekoppelt. Plötzlich hatte
man starke Wechselkurs-
schwankungen. Die europäischen
Volkswirtschaften reagierten sehr

unterschiedlich auf diese externen
Schocks, so dass zunächst an eine
gemeinsame Währung nicht mehr
zu denken war. Es zeigte sich
aber, dass die Wechselkurs-
schwankungen die gemeinsame
Agrarpolitik in Frage stellte, die
auf festen Kursen aufgebaut war.
Das verstärkte das Interesse
Frankreichs an einer gemeinsa-
men Währung. Und auch
Deutschland war als Exportland
an festen Wechselkursen inner-
halb Europas gelegen. Auf dem
EU -Gipfel 1988 in Hannover wur-
de dann beschlossen, in die Rich-
tung einer gemeinsamen Währung
zu gehen und die Delors -Gruppe
wurde einberufen, um konkrete
Schritte hin zu einer Wirtschafts-
und Währungsunion zu erarbei-
ten. Das mündete dann schließ-
lich in die Maastrichter Verträge.

Sie waren an den Verhandlungen zu
den Maastrichter Verträgen betei-
ligt. Was war Ihre Rolle dabei?

Die Verhandlungen zu der
Wirtschafts- und Währungsunion
wurden von den Finanzministern
der Länder geführt. Jeder Finanz-
minister entsandte einen Vertre-
ter. In dieser Gruppe wurden
dann die Details verhandelt. Ich
war der Abgesandte von Jean-
Claude Juncker. Diese Gruppe der
Stellvertreter hat sich einmal in
der Woche gesehen. Nach den
Diskussionen haben wir alle Vor-
schläge auf den Tisch gelegt; und
wenn diese nicht allzu weit aus-
einander lagen, kamen sie in die
Fortschrittsberichte an die Minis-
ter. Im ersten Halbjahr 1991 hatte
Luxemburg den Vorsitz in der
Runde der europäischen Finanz-
minister. Meine Herangehenswei-
se an die Verhandlungen war, mit
den einfachsten Sachen zu begin-
nen, bei denen das Einverständnis
schon relativ groß war, um einen
möglichst breiten Sockel zu haben
und auch eine Dynamik herzustel-

len, auf der wir dann bereits sagen
konnten: „Wir haben schon einen
gewissen Stand erreicht. Wir kön-
nen jetzt nicht mehr zurück."

Es gab ja zwischen den Ländern sehr
unterschiedliche Vorstellungen zur
Geldpolitik. Was war damals Luxem-
burgs Position in der Diskussion?

Wir hatten zuvor die Erfahrung
in der belgisch -luxemburgischen
Währungsunion gemacht, wie ge-
fährlich es für ein Exportland wie
Luxemburg sein kann, wenn man
eine unorthodoxe Fiskalpolitik be-
treibt, man also versucht, Schul-
den über die Zentralbank zu be-
zahlen und zu monetarisieren. Ge-
rade mit einem Index -Mechanis-
mus ist es unmöglich, in einer sol-
chen Welt zu bestehen. Und des-
halb war die luxemburgische Hal-
tung während der ganzen Zeit,
dass wir die Länder unterstützt
haben, die auf einen Stabilitätsme-
chanismus gedrängt haben. Uns
war natürlich bewusst, dass wir
Kompromisse brauchen und wir
als kleines Land immer den Aus-
gleich zwischen den Großen
unterstützen sollten. Das war im-
mer schon Luxemburger Politik
und das war auch während den
Verhandlungen so.

Wie kann man sich die Diskussionen
in den Verhandlungen vorstellen?
Waren das rein technische, juristi-

sche Auseinandersetzungen oder
wurde es auch emotional?

Obwohl wir als Beamte ange-
halten waren, die Sache auf dem
technischen Boden zu belassen,
kam es unausweichlich auch zu
emotionalen Momenten. Wir ha-
ben uns praktisch jede Woche ge-
sehen über einen Zeitraum von
ein bis zwei Jahren. Zeitweise ha-
ben wir mehr Zeit miteinander
verbracht als mit unseren Ehe-
frauen. Viele der Leute, die an
diesen Verhandlungen teilgenom-
men haben, unterhielten ihr Le-
ben lang freundschaftliche Ver-
hältnisse zueinander, obschon sie
manchmal unterschiedliche Posi-
tionen zu verteidigen hatten. Mit
Horst Köhler und Jean-Claude
Trichet bin ich zum Beispiel wei-
terhin verbunden. Auch Mario
Draghi habe ich damals kennenge-
lernt.

Als die Verträge unterschrieben wa-
ren und der Countdown für die Ein-
führung des Euro lief, wie sahen die
Vorbereitungen auf nationaler Ebe-
ne aus?

Es waren vor allem Anstren-

gungen notwendig, um die ver-
schiedenen Volkswirtschaften an-
einander anzugleichen. Im Unter-
schied zu früheren Plänen zu
einer Währungsunion, gab es in
den Maastrichter Verträgen ein
festes Datum. Das war natürlich
ein Risiko, weil eine Mindestan-
zahl von Ländern bis dahin die
notwendigen Bedingungen erfül-
len mussten. Luxemburg war
eines der ganz wenigen Länder,
die wirklich auf die Kommastelle
genau alles eingehalten haben.
Aber die anderen Länder mar-

schierten in die richtige Richtung.
Es wurden erhebliche Anstren-
gungen auf der Fiskalseite unter-
nommen, damit die Ökonomien
sich einander annäherten. Die
Vorbereitung konzentrierte sich
in den meisten Ländern auf den
Schulden- und Defizitabbau. Die
1990 er Jahre waren ein Jahrzehnt
der strukturellen Anpassungen.

Wie liefen die Vorbereitungen auf
die Bargeldeinführung in den Zen-
tralbanken ab?

Schon 1996 wurden die ersten
Geldscheine den Ministern vorge-
stellt und wir hatten Zeit, diese
dann zu drucken. Uns war angst
und bange, dass das schiefgehen
könnte. Wir sollten die Einfüh-
rung von neuen Geldscheinen von
einem Tag auf den anderen auf
einem ganzen Kontinent vorberei-
ten. Das war eine enorme logisti-
sche Herausforderung. Als das
dann gut gelaufen ist, war es eine
große Genugtuung, das vollbracht
zu haben, was man versprochen
hatte und was von einem erwartet
worden war.

Nachdem Sie von Anfang an Teil
dieses Projekts waren, wie fühlten
Sie sich als Sie den ersten Euro-
schein in Händen hielten?

Es gab ganz klar das Bewusst-
sein, dass das ein historischer
Schritt sei, nicht nur in wirtschaft-
licher Hinsicht. Es war ein weite-
rer Schritt, um Krieg auf unserem
Kontinent unmöglich zu machen
und „nie wieder" zu sagen. Den
ersten Geldschein habe ich dem
Großherzog gezeigt und bin dann
gleich danach aus der Zentralbank
rüber in die Fondation Pescatore



gegangen, um ihn Pierre Werner
zu zeigen. Ich werde nie verges-
sen, wie ihm die Tränen über die
Wangen gelaufen sind.

Sie waren von Anfang an eng in die
Geldpolitik der Europäischen Zen-
tralbank eingebunden. Was waren in
den ersten Jahren die wirtschaftli-
chen Effekte der neuen Währung?

Wir waren von Beginn an sehr
darauf bedacht zu zeigen, dass der
Euro eine starke Währung ist und
haben daher sehr auf die Entwick-
lung der Inflation geachtet. Ande-
rerseits bestand die Gefahr, dass
ein zu starker Euro den Export ab-
würgt. In dieser Hinsicht hat uns
geholfen, dass Deutschland noch
immer ein wenig mit den Belas-
tungen der Wiedervereinigung zu
kämpfen hatte. Das sorgte dafür,
dass der Euro nicht zu stark wur-

de. Daneben haben wir zu der
Zeit von der Globalisierung der
Wirtschaft profitiert, die die Prei-
se nach unten gedrückt hat. Der
internationale Handel hat geblüht
und die nicht zu starke Währung
hat den Export auch in Europa an-
getrieben. Außerdem hat durch
den Euro auch der innereuropäi-
sche Handel sehr stark zugenom-
men.

Die erste Bewährungsprobe kam
dann nach 2008 als sich aus einer
Finanzkrise die Eurokrise entwickelt
hat. Einige Beobachter sahen auch
Konstruktionsfehler des Euro als
Ursache der Krise. War Ihnen im
Vorfeld bewusst, dass es solche
Schwachstellen im Euro-System ge-
ben könnte?

Wenn Sie damit die unzurei-
chende Fiskalunion ansprechen,

war das natürlich schon ein The-
ma bei den Verhandlungen. Wir
waren uns allerdings bewusst,
dass wir auf dem Weg nicht wei-
ter vorankommen könnten und
haben deshalb auf den Druck der
Märkte gesetzt, um die Verschul-
dung in Grenzen zu halten. Wäh-
rend der 2000 er Jahre war es ver-
heerend, dass sowohl Deutsch-
land als auch Frankreich die
Kommission überstimmt haben,
und das Defizitverfahren gegen
sie nicht weitergeführt wurde.
Das hat den Finanzmärkten dann
gezeigt, dass hier eine Schwach-
stelle des Euro sein könnte und
das Ganze wieder auseinander-
brechen könnte, wenn sich die
gemeinschaftliche Verantwortung
nicht auf die Fiskalpolitik über-
tragen würde. Und das ist dann in
Extremfällen soweit gekommen
wie bei Griechenland. Aber dann
wiederum hat man auch gesehen,
wie viel politisches Kapital in die-
se gemeinschaftliche Währung in-
vestiert worden war.

Als 2008 Lehman Brothers pleite
gegangen ist, hatten sie direkt die
Befürchtung, dass eine Finanzkrise
in eine Euro-Krise münden könnte?

Ich kann mich noch sehr gut an
ein Treffen mit einem Vertreter
des Internationalen Währungs-
fonds zu dieser Zeit erinnern. Ich
habe ihm damals schon gesagt, die
größte Gefahr ist, dass sich nach
Griechenland auch Irland, Portu-
gal, Spanien und dann Italien an-
stecken und dann packen wir es
nicht mehr. Diese Erkenntnis hat-
ten wir schon sehr früh. Verschie-
dene Volkswirtschaften hatten
während der 2000 er Jahre nicht
die Anstrengungen unternommen,

die notwendig gewesen wären.
Als dann die Krise kam, hatten sie
keinerlei Spielraum. Das machte
drastische Anpassungen notwen-
dig, die dann von vielen als Auste-
rität empfunden und kritisiert
wurden.

Als einer der Wendepunkte der Krise
gilt die Ansprache des damaligen
EZB-Präsidenten Mario Draghi, der
sagte, man werde „whatever it
takes" unternehmen, um den Euro
zu retten. Wie sah das Innenleben
der Zentralbank zu der Zeit aus? Ich
nehme an, es war ein langer Pro-
zess bis alle hinter dieser Aussage
standen.

Damals wusste Draghi selbst,
dass das nicht stimmte, was er ge-
sagt hat. „Whatever it takes" hat
auch seine Grenzen, und diese
Grenzen sind juristisch einklagbar.

Und er hat auch alle damit über-
rascht, denn das stand so nicht in
seiner Rede, die dem Direktorium
vorgelegt wurde. Er hat das im
letzten Moment eingefügt. Im
Rückblick war das natürlich ein
sehr wichtiger persönlicher Bei-
trag zu Lösung der Krise. Inner-
halb der EZB haben wir dann dis-
kutiert, was das genau heißt, und
wo tatsächlich die Grenzen der
Euro-Rettung liegen. Letztlich
mussten wir nicht weiter gehen,
weil die Märkte damit überzeugt
waren. Wenn das nicht so gewesen
wäre, dann wäre der Offenba-
rungseid für verschiedene Länder
sicherlich gekommen. Und ich bin
mir nicht sicher, ob wir dann heu-
te noch mit der gleichen Zahl von
Ländern in der Währungsunion
wären wie wir es heute sind.

Aktuell sind wir wieder in einer Kri-
se. Dennoch scheinen die längerfris-
tigen wirtschaftlichen Auswirkun-
gen diesmal nicht so schwerwie-
gend zu sein. Was hat Europa unter-
nommen, um krisenfester zu wer-
den?

Zunächst mal hat sich gezeigt,
dass die Europäer nicht lernresis-
tent sind. Dieses Mal gab es eine
schnelle, einheitliche Antwort.
Wir haben nicht nur die Wäh-
rungspolitik in Gang gebracht,
sondern auch die Fiskalpolitik.
Zum anderen hat sich aber auch
gezeigt, dass wir viele der volks-
wirtschaftlichen Wechselwirkun-
gen nicht gut genug verstehen.
Wir hatten kein genaues Bild da-
von, wie sich das Sparaufkommen
der Bürger entwickeln würde
oder zu welchem Zeitpunkt die
Konjunktur wieder anziehen wür-

de. Folglich gibt es immer noch



massive Unsicherheiten und Risi-
ken in den kommenden Monaten.
Wie entwickelt sich die Inflation?
Ist die Energiekrise eine vorüber-
gehende Sache? Kriegen wir die
Probleme mit den Lieferketten in
den Griff? Das wirkt sich alles auf
die Entscheidungen der Geldpoli-
tik in den nächsten ein bis zwei
Jahren aus.

Die Krise führte unter anderem da-
zu, dass die europäischen Länder
zum ersten mal gemeinsame Anlei-
hen begeben haben. Einige spra-
chen in diesem Zusammenhang von

einem Hamilton -Moment. Was be-
deutet das für den gemeinsamen
Währungsraum?

Der Unterschied ist ja, dass
Alexander Hamilton bestehende
Schulden der amerikanischen
Staaten übernommen hat. So weit
sind wir ja in Europa noch nicht;
das würde ich dann auch als einen
schwarzen Tag für die EU be-
zeichnen. Mit den gemeinsamen
Bonds finanzieren wir Investi-
tionsausgaben für die Zukunft und
begleichen nicht Schulden der
Vergangenheit. Natürlich war das
ein wichtiger Moment. Eine Dis-

kussion über gemeinsame Schul-
den kann aber nur sinnvoll sein,
wenn wir von europäischer Seite
auch mehr Einfluss auf die Defizi-
te der Länder nehmen können. In
verschiedenen Staaten bedeutet
das einen Eingriff in die Rechte
der Parlamente. Ich könnte mir
auch sehr gut vorstellen, dass die
EZB in Zukunft keine nationalen
Schuldverschreibungen mehr auf-
kauft, sondern nur noch europäi-
sche. Dann wären wir auf dem
gleichen Niveau wie die Amerika-
ner.

Draghi wusste
selbst, dass das
nicht stimmte, was
er gesagt hat.
„Whatever it takes`
hat auch seine
Grenzen.

• Der Euro war ein• weiterer Schritt
dahin, Krieg auf
unserem Kontinent
unmöglich zu
machen.

Zur Person
Der Jurist Yves Mersch ist in der
Geschichte der gemeinsamen Wäh-
rung einer der Männer der ersten
Stunde. Er war einer der Verhand-
lungsführer bei den Maastrichter
Verträgen. Als Gouverneur der Ban-
que centrale du Luxembourg von
1998 bis 2012 begleitete er die Ein-
führung des Euro im Großherzog-
tum. Seit seiner Gründung im Jahr

1998 war Mersch Mitglied des EZB-
Rats. Von 2012 bis zu seiner Pen-
sionierung 2020 gehörte er dem Di-
rektorium der Europäischen Zentral-
bank an. ThK

Supermärkte in Aufregung
Von einem Tag auf den anderen im
laufenden Betrieb vom luxemburgi-
schen Franc auf den Euro umzustel-
len, bedeutete für den Einzelhandel
zum Jahreswechsel 2001 auf 2002
eine enorme Herausforderung. „Wir
hatten im Oktober 2001 gerade einen
neuen Supermarkt in Bascharage er-
öffnet. Also genau in der Zeit, als alle
sich auf den Wechsel vorbereiteten
und die Aufregung überall stieg, ob
und wie die Kunden den Euro anneh-
men würden. In dieser Phase war die
Eröffnung eines Geschäfts schon sehr

sportlich`, erinnert sich Jean-Marie
Reckinger, Verkaufsleiter bei der
Supermarktkette Cactus heute.
Schon im März 2001 habe man mit
den Vorbereitungen begonnen. „Es
gab dabei einige Herausforderungen.
Das eine war einfach die technische
Umstellung der Kassen und der Aus-
zeichnung der Waren. Dann die Fra-
ge, wie reagieren die Kunden, kom-

men sie mit der Umrechnung zu-
recht? Es bestand damals die Angst,
dass die Leute ihren Konsum dadurch
nicht im Griff hätten. Deswegen wur-

den zum Beispiel als Gadget viele
kleine Rechenmaschinen zur Euroum-
rechnung verteilt", sagt Reckinger.

Um die Kunden an die neue Wäh-
rung zu gewöhnen, habe man die
Waren schon Monate im Voraus dop-
pelt ausgezeichnet und auch Gewinn-
spiele in Euro veranstaltet. „Daneben
gab es logistische Fragen. Wir muss-
ten einschätzen, wie viele Münzen
brauchen wir die ersten vier bis fünf
Tage. Da haben wir gründlich dane-
ben gelegen. Wir haben tonnenweise
Münzen gebunkert und mussten am
Ende sogar welche an die Banken zu-
rückgeben", erklärt Reckinger. Als die

Supermärkte dann am 2. Januar ihre
Pforten öffneten, seien die Mitarbei-
ter nicht nervös gewesen. „Sie hat-
ten nur ein paar zusätzliche Aufga-
ben. In den ersten Monaten wurden
beide Währungen parallel akzeptiert;
herausgegeben wurde aber nur in
Euro. Das war natürlich mehr Arbeit",
sagt er. Diskussionen mit den Kun-
den habe es kaum gegeben, der Euro
war von Anfang an akzeptiert. Be-
reits Ende Januar sei von der Ausnah-
mesituation kaum noch etwas zu
spüren gewesen. Das Einkaufen mit
der neuen Währung war bereits zur
Normalität geworden. ThK



Swissquote will zur führenden Online -Investmentplattform werden - nicht nur in Luxemburg
Von Marco Meng
Mit Laptop und Smartphone welt-
weit Aktien und andere Wert-
papiere kaufen oder verkaufen so-
wie Bankdienstleistungen nutzen -
dahin geht der Weg. Swissquote
Bank Europe, Luxemburgs führen-
de Onlinebank und EU -Standbein
des Schweizer Marktführers im
Online -Banking, übernimmt dar-
um den Online -Broker Keytrade
Bank Luxembourg. Die Übernah-
me muss noch von der CSSF und
der EZB genehmigt werden. Die
Transaktion wird voraussichtlich
im März 2022 abgeschlossen sein.
Dann erhält der Finanzplatz rund
um digitale Geldanlagen einen
neuen „Big Player".

„Wir werden unsere jeweiligen
Stärken und Know-how bündeln,
um zum führenden Anbieter von
digitalen Anlagedienstleistungen
in Luxemburg zu werden", sagt da-
zu Dave Sparvell, CEO von Swiss-
quote Bank Europe. Mit dieser
Übernahme werde Swissquote
Bank Europe „zum unangefochte-

nen regionalen Marktführer im Be-
reich digitales Investieren, mit der
größten Produktpalette und den
besten Plattformen und Preisen",
so Sparvell.

Swissquote in Luxemburg, her-
vorgegangen aus Internaxx (die

zwischenzeitlich als TD Direct In-
vest firmierte), wurde als Pionie-
rin im Bereich der Online -Investi-
tionen gegründet und ist seit 2019
eine 100-prozentige Tochtergesell-
schaft der in der Schweiz ansässi-
gen Swissquote Group, die dort
seit dem Jahr 2000 an der Börse no-
tiert ist. Der führende Schweizer
Anbieter von Online -Finanzdienst-
leistungen mit weltweit 450 000
Kunden und Kundenvermögen von
umgerechnet 48 Milliarden Euro
hatte Ende 2018 im Großherzog-
tum Internaxx Bank mit rund
12 000 Kunden und Kundenver-
mögen von zwei Milliarden Euro
übernommen, um Zugang zu den
europäischen Märkten zu erhal-
ten.

Die bereits 22 Jahre in Luxem-

burg ansässige Keytrade Bank Lu-
xembourg gehört seit 2016 zur
französischen Crédit Mutuel Ar-
kéa Gruppe und ist auf digitalen
Wertpapierhandel und Online-In-
vesting spezialisiert. Den Kauf-
preis geben beide Seiten nicht be-
kannt. 2020 wies die Keytrade
Bank eine Bilanzsumme von 297
Millionen Euro aus, Swissquote
Bank Europe eine von 435 Millio-
nen Euro; der Nettogewinn von
Swissquote in Luxemburg betrug
3,8 Millionen Euro, der der Key-
trade Bank 1,2 Millionen Euro. Zu-
sammen haben die beiden Finanz-
institute rund 60 Mitarbeiter; das
Personal außer dem Vorstand von
Keytrade wird übernommen und
zu Swissquote nach Kirchberg um-
ziehen.

Internationale Expansion anvisiert
Letztes Jahr war Swissquote die
erste Bank in Luxemburg - und ist
bis heute die einzige -, die neben
Aktienhandel, Investmentfonds,
den Handel mit Differenzkontrak-

ten (CFDs), Lombardkredite so-
wie Devisenhandel auch Dienst-
leistungen für den Handel mit di-
gitalen Vermögenswerten und das
Investieren in Kryptowährungen
anbietet. Der ehemalige TD- und
Internaxx-Chef Sparvell dazu:
„Bisher war die Mehrheit unserer
Kunden außerhalb von Luxem-
burg ansässig. Mit der Übernahme
von Keytrade Bank Luxembourg
haben wir nun die Möglichkeit, die
Reichweite unserer Technologie-
plattform zu erhöhen und unser
Geschäft als einheimischer Akteur
in Luxemburg voll auszubauen."
Das soll helfen, die Expansion in
der EU voranzutreiben.

Das Großherzogtum ist als
Standort vor allem deswegen in-
teressant für Swissquote, weil Lu-
xemburg eines der wenigen Län-
der der Welt ist, das über eine
AAA-Bewertung aller großen Ra-
ting -Agenturen verfügt, bemerkt
Sparvell.



FINANZPLATZ Umwälzungen bei Online-Brokern
Christian Muller
Während vieler Jahre wurde
der Luxemburger Markt der
Online-Broker von zwei Unter-
nehmen beherrscht. Nun ste-
hen Veränderungen an. Der
größte Akteur kauft den
zweitgrößten. Und man will in
ganz Europa expandieren.
Online-Broker sind Unter-
nehmen, die ihren Kunden die
Möglichkeit bieten, selber über
das Internet Geld zu investieren,
etwa durch den Kauf von Aktien
an einer Börse. Die meisten die-
ser Finanzdienstleister sind ent-
standen, als die traditionellen
Banken diese digitale Dienst-
leistung noch nicht im Angebot
hatten. Die Online-Broker füllten
eine Lücke für Privatpersonen,
die ihr Vermögen, ohne aus-
ufernde Kosten, selber verwalten
wollten.

Während vieler Jahre wurde
der Luxemburger Markt von
zwei Akteuren bestimmt. Einer
von ihnen ist Internaxx (heute
Swissquote). Der Online-Broker,
mit Sitz auf Kirchberg, wurde im
Jahre 2001 gegründet. Er ging aus
einem Joint Venture zwischen
der Luxemburger Fortis (heute:
BGL BNP Paribas) und der ka-
nadischen TD Waterhouse her-
vor. Die Kanadier brachten die
Fachkenntnisse zum Online-In-
vestieren mit, die Luxemburger
das Personal und die Räumlich-
keiten.

Im Laufe der Jahre hatte die
TD-Bankgruppe die komplet-
te Kontrolle übernommen. Ende
2012 erfolgte ein Re-Branding,
und aus Internaxx wurde TD Di-
rect Investing. Damit sollte die
Zugehörigkeit zur kanadischen
TD-Bankgruppe unterstrichen
werden.

Nach einer Strategie-Änderung
der Kanadier, die entschieden,
den Fokus ihrer Vermögens-
verwaltung lieber auf Nord-
amerika als auf Europa zu legen,
wurde die betreffende Geschäfts-
sparte (Luxemburg und Groß-
britannien) verkauft. Als Käufer
trat 2017 der Risikokapitalfonds
Interactive Investor (JC Flowers)

in Erscheinung. Der Marken-
name Internaxx wurde wieder
eingesetzt.

Brexit trieb Swissquote
nach Luxemburg

Ein gutes Jahr später gab der
Fonds dann bekannt, die be-
treffenden Luxemburger Aktivi-
täten an die Swissquote Group
verkauft zu haben. Aus Inter-
naxx wurde „Swissquote Bank
Europe“. Die auf online Finanz-
und Handelsdienstleistungen
spezialisierte Schweizer Gesell-
schaft wurde 1990 von zwei In-
genieuren gegründet und gilt,
eigenen Angaben zufolge, heute
als Marktführer unter den On-
line-Brokern in der Schweiz. Das
Unternehmen mit rund 1.000
Mitarbeitern ist börsennotiert.
Die beiden Gründer gelten (mit
je rund 12 Prozent) als wichtigste
Anteilseigner.

Swissquote hatte gute Grün-
de für den Kauf eines On-
line-Brokers (mit Banklizenz) in
Luxemburg. Vor dem Brexit hatte
die Gesellschaft nämlich eine
Niederlassung in London. Doch
mit dem Brexit brauchte sie für
den Zugang zum europäischen
Markt eine EU-Lizenz.

Mitgebracht haben die neuen
Besitzer jedoch nicht nur ihre
eigene IT-Plattform, sondern
auch eine komplett neue Stra-
tegie. Aus dem ehemaligen On-
line-Broker Internaxx, der sich
auf das Anbieten von Finanz-
dienstleistungen für Expatriates
(weltweit) spezialisiert hatte,
soll nun eine Gesellschaft wer-
den, die sich auf den euro-
päischen Markt konzentriert.
Begonnen wird in Luxemburg:
Letzte Woche gab Swissquote be-
kannt, dass sie den Online-Broker
„Keytrade Bank Luxembourg“
kaufen und integrieren werde.
Die Übernahme erlaube es Swiss-
quote, „zum unangefochtenen re-
gionalen Marktführer im Bereich
von digitalen Anlagen, mit der
größten Produktpalette und den

besten Plattformen und Preisen
zu werden“, so Dave Sparvell,
Geschäftsführer von Swissquo-
te in Luxemburg, gegenüber
dem Tageblatt. „Wir standen 20
Jahre lang im Wettbewerb mit-
einander“, so Sparvell weiter.
„Wir ergänzen uns.“

Neue Strategie:
Europa im Visier

Auch Keytrade hat bereits, trotz
seines ebenfalls jungen Alters,
eine bewegte Geschichte. Mitte
1998 wurde die Gesellschaft als
erste Online-Investmentwebsite
in Belgien gegründet. Ein Jahr
später folgte die Luxemburger
Tochtergesellschaft Keytrade Lu-
xembourg. Im Jahr 2007 erwarb
der Crédit Agricole (Crelan) alle
Aktien an der jungen Bank. Im
Jahr 2016 verkaufte diese dann
die Gruppe an den Crédit mutu-
el Arkéa (Frankreich). Swissquo-
te hat nun jedoch nicht die ganze
Unternehmensgruppe gekauft,
sondern nur den Luxemburger
Teil, „Keytrade Bank Luxem-
burg“, welcher seit 2010 über
eine eigene Banklizenz verfügte.

Der neue fusionierte On-
line-Broker Swissquote wird
insgesamt 20.000 Kunden zäh-
len. Rund 12.000 von Swiss-
quote und 8.000 von Keytrade.
Auch das Volumen des Kunden-
vermögens wird deutlich stei-
gen. Aktuell zählt Swissquote
drei Milliarden Euro „Assets
under Management“, bei Key-
trade sind es 1,7 Milliarden.
Dass es nach dem Zusammen-
schluss keinen Wettbewerb mehr
geben würde, lässt Dave Spar-
vell nicht gelten. Er erwähnt die
„High-Street-Banken“ und pan-
europäischen Player, die mittler-
weile ebenfalls in dem Markt
aktiv sind. Der gebürtige Brite
arbeitet seit 12 Jahren bei dem
Luxemburger Unternehmen, seit
2015 leitet er es. Zuvor war er bei
TD Bank in Großbritannien tätig.

Die 15 Mitarbeiter von Keytra-
de Luxemburg (nicht jedoch das



Management) werden von Swiss-
quote übernommen werden. „So
behalten die Kunden die Berater,
die sie kennen“, so Dave Spar-
vell. Von ihrem Hauptquartier
in Kirchberg aus werden sie mit-
helfen, den europäischen Markt
zu erobern. Swissquote ist vor
kurzem umgezogen in größere
Räumlichkeiten im neuen, gro-
ßen Gebäude der BGL BNP Pa-
ribas auf Kirchberg (gegenüber
vom Krankenhaus). Zuvor hatte
die Gesellschaft während vie-
ler Jahre ihren Sitz gegenüber
Auchan. Bei Swissquote in Lu-
xemburg arbeiten rund 50 Mit-
arbeiter.

Pandemie hat Geschäft
angetrieben

Die Pandemie-Situation hat dem
Geschäft des Online-Brokers der-
weil nicht geschadet. Im Gegen-
teil: „Mit der Pandemie gab es
eine regelrechte Explosion im
Online-Handel“, so Sparvell.
Im Monat März 2020 habe bei-
spielsweise das Handelsvolumen
drei bis viermal höher gelegen
als zuvor. „Und auch 2021 war

immer noch ein sehr gutes Jahr.“
Die Zahl der Kunden habe zu-
gelegt, und der einzelne Kunde
habe im Schnitt mehr gehandelt.

Swissquote dürfte bisher sehr
zufrieden mit der Rendite sein,
sagte er. Nach einigen schwie-
rigeren Jahren habe man in den
letzten drei bis vier Jahren einen
„guten Gewinn“ erwirtschaftet.
2020 waren es 4,5 Millionen
Euro.

Auf die Mitarbeiter wartet nun
Arbeit. In Luxemburg ist man
nun zwar die unangefochtene
Nummer eins der Online-Broker,
europaweit gibt es jedoch noch
viel Wachstumspotential. Bei
den bestehenden Kunden ist
Swissquote, geschichtlich be-
dingt, neben Luxemburgern
(10 Prozent der Kunden), be-
sonders auch in Großbritannien
und bei Expatriates im Mittleren
Osten, etwa in den Vereinigen
Arabischen Emiraten, gut auf-
gestellt. In Märkten wie Belgien,
Deutschland, Frankreich und
den Niederlanden stärkt man die
Positionierung durch die Über-
nahme.

Die Bank will derweil weiter
innovieren. Zuletzt hatte sie auch
den Handel mit über 25 Krypto-

währungen in ihr Portfolio von
angebotenen Dienstleistungen
aufgenommen. „Wir sind die
einzige Luxemburger Bank, die
Handel mit Kryptowährungen
anbietet“, so Sparvell. Etwa 20
Prozent der Kunden hätten es
auch bereits ausprobiert. Als wei-
tere Neuerung ist mittelfristig
das Anbieten einer Kreditkarte
für die Privatkunden geplant.
Zudem will man in das Ge-
schäft mit Unternehmenskunden
einsteigen. Der Finanzplatz
Luxemburg, mit all den Invest-
mentfonds, die hier vertreten
sind, sei ein ideales Umfeld. Da-
durch erwarte man einen weite-
ren steilen Anstieg der „Assets
under management“. „Wir mögen
Luxemburg, es hat einen guten
Ruf, Stabilität und AAA-Rating.“

Vorerst jedoch muss Swissquo-
te auf grünes Licht von den Auf-
sichtsbehörden (EZB und CSSF)
warten. Das wird bis Ende März
erhofft. Sobald die Genehmigung
vorliegt, werden die beiden Ein-
heiten dann unter dem Swiss-
quote-Banner fusionieren und
die Kunden von Keytrade Lu-
xembourg werden zur Swissquo-
te-Plattform migrieren.



Luxemburg. Zum 31. Dezember 2021
hat das Nettovermögen der lu-
xemburgischen Investmentfonds
ein Allzeithoch von 5,9 Billionen
Euro erreicht. Dies entspricht
einem Plus von 17,8 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr. Das teilte

der Verband der Luxemburger
Fondsindustrie, Alfi, am Freitag
mit. Privatanleger und institutio-
nelle Investoren haben demnach
Rekordsummen in fast alle Anla-
geklassen investiert. Mit Nettomit-
telzuflüssen von 394 Milliarden
Euro in den letzten zwölf Mona-
ten und 491 Milliarden Euro auf-
grund der Marktbewertung belief

sich die organische Wachstumsra-
te aufgrund von Nettozeichnun-
gen auf 7,9 Prozent, während der
Einfluss der Märkte 9,9 Prozent des
Vermögenszuwachses ausmachte.
Demnach haben die Anleger mit
mehr als 30 Milliarden Euro Net-
tozeichnungen pro Monat mehr
Geld denn je in luxemburgische In-
vestmentfonds investiert. mab
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AUTOMOBIL Blick auf ein insgesamt schwieriges Jahr 2021
Christian Muller
Es sind schwierige Zeiten für
Autohändler. Nachdem ihr Ab-
satz 2020 coronabedingt hef-
tig eingebrochen war, gingen
die Verkaufszahlen im Jahr
2021 überraschenderweise
noch weiter zurück. Praktisch
verdoppelt haben sich jedoch
die Verkäufe von Elektroautos.
In den meisten Jahren wächst
in Luxemburg die Zahl der ver-
kauften Autos. Seit 1999 wer-
den hierzulande jährlich mehr
als 40.000 Stück verkauft. Seit
2004 sind es mehr als 45.000 pro
Jahr. Ab 2016 mehr als 50.000.
Ein absolut historischer Rekord
wurde 2019, mit 55.008 neu zu-
gelassenen Autos, erreicht. Doch
dann kam Corona.

Im Jahr 2020 war es nicht gut
gelaufen für die Branche. Ende
Dezember 2020 standen nur
45.189 verkaufte Autos in den
Büchern, ein Rückgang von sat-
ten 17,9 Prozent (oder 9.819
Autos), verglichen mit dem Vor-
jahr. Nach einem guten Jahres-
beginn hatten die Autoverkäufer
in den Monaten März, April und
Mai mit dem Corona-Lockdown
einen historischen Einbruch der
Verkaufszahlen verbucht. In den
Folgemonaten legten die Zah-
len dann wieder zu, jedoch nicht
genug, um den Einbruch der ers-
ten Jahreshälfte wieder wett-
machen zu können.

Wer nun jedoch erwartet hat,
dass sich die Zahlen im Jahr 2021
wieder erholen werden, hat sich
getäuscht, wie neue Zahlen von
Statec zeigen. Ein weiterer Rück-
gang von 1,8 Prozent (oder 817
Stück) auf 44.372 Autos. Das
letzte Jahr, in dem hierzulande
weniger Autos verkauft wurden,
war 2003.
Der Automobilmarkt
in der Krise

Der Grund für die rückläufigen
Verkäufe scheint derweil nicht
bei den potenziellen Käufern zu
liegen. „Die Automobilmärkte
befinden sich in einer außer-
gewöhnlichen Krise“, hatte der
Branchenverband House of
Automobile zum Ende des Mo-
nats Oktober in einer Presse-
meldung geschrieben. Vor allem
der Mangel an Komponenten
im Allgemeinen und an Mikro-
prozessoren im Besonderen
wirke sich dramatisch auf die
Produktion von Neuwagen aus.
„Obwohl der Mangel an Mikro-
prozessoren nicht auf die Auto-
mobilindustrie zurückzuführen
ist, sondern vielmehr auf eine
Reihe konvergierender Fakto-
ren (Umstellung der Produktion
auf Unterhaltungselektronik,
Großbrand in der größten
Produktionsstätte der Welt, Man-
gel an logistischen Mitteln zur Be-
förderung von Rohstoffen infolge
von Covid usw.), leidet unsere
Branche derzeit darunter“, so der
Verband.

„Während sich die Aus-
wirkungen zu Beginn der Ver-
knappung hauptsächlich auf
bestimmte Sonderausstattungen
beschränkten, sind nun auch
wesentliche Bestandteile der Pro-
duktion einer großen Anzahl
von Autos fast aller Marken be-
troffen“, ist in der Mitteilung wei-
ter zu lesen. Die Realität sehe
derzeit so aus, dass die Aus-
wirkungen dieser Verknappung
je nach Marke und Modell unter-
schiedlich sind. „Das Ergebnis
ist, dass die Produktionslinien
der Hersteller teilweise still-
stehen und die Autos nicht mehr
innerhalb der normalen Fristen
produzieren können. Infolge-
dessen können die ursprünglich
den Kunden mitgeteilten Liefer-
termine nicht mehr eingehalten
werden und werden in einigen
Fällen um mehrere Monate über-
schritten.“

Wie es im laufenden Jahr
weitergeht, steht noch in den
Sternen. Es bestehe die Gefahr,
dass sich diese Situation bis 2022
fortsetzt, schrieb der Verband da-
mals im Oktober. Eine Reihe Ex-
perten glaubt, aktuell eine leichte
Entspannung in der Chipver-
sorgung zu erkennen.

Elektrofahrzeuge
auf Siegeszug

Trotz des Rückgangs bei den Neu-
zulassungen insgesamt sind Zahl
und Anteil der neu verkauften
Elektroautos auch 2021 weiter
stark gestiegen. Insgesamt 4.649
Elektroautos wurden 2021 hierzu-
lande neu zugelassen. Fast doppelt
so viele wie im Jahr 2020 (2.473
Elektroautos). Im Gesamtjahr
2019 waren nur 986 Elektroautos
neu hinzugekommen.

Mit einer gewissen Regelmäßig-
keit wurden letztes Jahr beim Ver-
kauf von Elektroautos zudem
neue Rekorde verbucht: Im De-
zember wurden 693 Elektroautos
neu zugelassen – so viele wie nie-
mals zuvor in einem Monat. Sie
standen für 21,44 Prozent aller
Autoverkäufe in dem Monat,
ebenfalls ein neuer Rekord. Erst-
mals wurden so im Dezember in
einem Monat mehr Elektro- als
Diesel-Autos (21,01 Prozent der
Verkäufe) neu angemeldet.

Auch im Jahresvergleich sind
die Wachstumsraten beachtlich.
Der Anteil der Elektroautos an
den Neuzulassungen ist deutlich
gestiegen. Im Gesamtjahr 2021 lag
er bei 10,5 Prozent. 2020 waren
es noch 5,5 Prozent gewesen –

nach mageren 1,8 Prozent im Jahr
2019.

Rechnet man Fahrzeuge mit
hybriden Antriebsarten hinzu,
dann sind die Zahlen noch beein-
druckender und steigen auf fast
37 Prozent aller Neuzulassungen.



Vor einem Jahr lag der Anteil erst
bei 19,8 Prozent – vor zwei Jahren
bei 7,8 Prozent.

Der Anteil der reinen Diesel-
Autos unter den Neuzulassungen
ist derweil weiter deutlich ge-
fallen, von 36,8 im Vorjahr auf
25,4 Prozent im Jahr 2021. Auch
der Anteil der Benziner unter den
Neuzulassungen ist von 43,4 auf

38,2 Prozent weiter rückläufig.
Trotz dieser beachtlichen

Wachstumszahlen stehen die
Elektroautos bisher für einen
geringen Anteil an der Auto-
mobilflotte des Landes. Von den
insgesamt 433.183 Wagen, die
zu Beginn des Jahres 2021 hier-
zulande angemeldet waren, stan-
den sie lediglich für 1,03 Prozent

aller Autos. Rechnet man hybride
Fahrzeuge (Benzin/Strom) hinzu,
dann werden die Zahlen etwas
sichtbarer: insgesamt 2,74 Prozent
vom Auto-Fuhrpark der Luxem-
burger. Mit den Veränderungen
bei den Neuzulassungen wird
aber klar, dass sich auch diese An-
teile in den kommenden Jahren
deutlich verschieben werden.



Bei der Passagierzahl hat Luxemburgs Airport aufgeholt. Bei der Fracht steigert er sein Ergebnis. Doch ein Aufschwung fehlt.
VON SABINE SCHWADORF

LUXEMBURG Der erfolgsverwöhnte
Luxemburger Flughafen Findel hat
es schwer, das Passagieraufkommen
von Vor -Pandemie -Zeiten zu errei-
chen, war 2019 doch mit 4,4 Millio-
nen Fluggästen das bisher beste Jahr
in der Geschichte des Flughafens.
Doch dann kam Corona - und damit
Lockdowns, Einschränkungen und
ein Stillstand auf Luxemburgs Air-

port. Im ersten Pandemiejahr 2020
wurden dann nur noch 1,4 Millio-
nen Passagiere gezählt -wie zuletzt
im Jahr 2003. Der Rückgang um 68

Prozent hat den Flughafen arg ge-
beutelt. Und auch im vergangenen
Jahr kann der Flughafenbetreiber
Lux -Airport noch nicht von einem

Aufschwung sprechen. So wurden
zwar immerhin 2,01 Millionen Pas-

sagiere gezählt. Das sind 41 Prozent

mehr als 2020, allerdings waren das
immer noch 54 Prozent weniger als
im Jahr vor Corona, meldet die Be-
treibergesellschaft.

Der Haken: Die Nachfrage nach
Flügen ab Luxemburg sei weiterhin
stark durch Pandemiemaßnahmen

und Privatreiseverkehr geprägt, be-
gründet der Lux -Airport. Dies habe
zu hohen Spitzen -Nachfragen an
einzelnen Tagen, im Vergleich zu
sehr geringem Passagieraufkom-
men an anderen Tagen, etwa außer-
halb von Urlaubsperioden, geführt.

Und auch für die nächste Zukunft
rechnet man am Flughafen Findel
noch nicht mit dem schnellen Er-
reichen des Vorkrisenniveaus, eher
mit nur leichten Verbesserungen.
So prognostiziert Lux -Airport, dass
auch die weiteren Jahre von der Pan-
demie geprägt sein werden. Eine Er-

holung auf das Niveau vor der Krise
werde frühestens für 2024 erwar-
tet, hieß es. So verzeichnet etwa
die luxemburgische Fluggesell-
schaft Luxair bereits für den Janu-
ar aufgrund der sich ausbreitenden
Omikron-Variante des Coronavirus
einen Rückgang bei den Buchun-
gen. So sind laut Luxair-Chef Gilles
Feith derzeit immer noch zwischen
200 und 300 von insgesamt 2900 Be-
schäftigten der Fluggesellschaft von
Kurzarbeit betroffen.

Dennoch will man vom Großher-

zogtum den Anschluss an die Welt
nicht verlieren. So sind im vergange-
nen Jahr insgesamt 110 Ziele ange-
flogen worden, darunter auch neue
Ziele wie Dubai, das Ostseestrand-
bad Rostock Laage und den Scan-
dinavian Mountain Airport Sälen in
Schweden. Auch 2022 will die lux-
emburgische Fluggesellschaft. ihr
Streckennetz weiter ausbauen.

Lichtblick auf dem Findel ist der-
weil das Frachtgeschäft. So hat sich
das Cargo -Volumen 2021 um 19 Pro-
zent imVorjahresvergleich auf 1,125
Millionen Tonnen erhöht. Damit hat
der Airport das erste Mal in seiner
Geschichte ein Volumen von über
einer Millionen Tonnen umgeschla-
gener Fracht erreicht, hieß es. Be-
reits im ersten Corona-Jahr 2020 war
das Frachtvolumen um sechs Pro-
zent gewachsen. Hintergrund da-
für sind die Herausforderungen der
globalen Logistik -Ketten kombiniert
mit dem geringem Angebot an Ka-
pazitäten auf Langstrecken -Passa-
gierflügen und der erhöhten Nach-
frage nach Vollfrachtflügen.



ECHTERNACH (tgbl) Wo sich der alte
Busbahnhof sowie die angrenzen-
den Parkplätze befanden, laufen
zurzeit die Bauarbeiten für einen
neuen Campus auf Hochtouren.
Neben einem Schulgebäude für 300
Kinder und einer „Maison relais" be-
finden sich auch die Räumlichkei-
ten für die „dducation differenciee"

im Bau.
Daneben werden die Sporthal-

le für das örtliche Gymnasium und
jene für die Vereine errichtet. Die
bestehenden Sportkomplexe wer-
den nach und nach abgerissen. Die
knapp 250 Parkplätze entlang des
Fahrradweges mussten dem Bau-
projekt ebenfalls weichen. Ersatz-

Parkflächen für rund 230 Autos soll
es nun in einem überdachten Park-
haus geben. In der letzten Gemein-
deratssitzung haben die Gemein-
deverantwortlichen einstimmig
ein detailliertes Vorprojekt ange-
nommen, das den Bau eines neu-
en Parkhauses über vier Stockwer-
ke vorsieht.
Für den Bau des Parkhauses hat

die Gemeinde bereits 14,2 Millionen
Euro im Budget vorgesehen.
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CAMPUS Zum Verbund gehört auch die Uni Luxemburg
Sabine Schwadorf,
Trierischer Volksfreund
Zum zweiten Mal und dabei
einstimmig ist der Präsident
der Universität Trier, Profes-
sor Michael Jäckel, zum Prä-
sidenten der Universität der
Großregion (UniGR) gewählt
worden. Dabei ist die UniGR
seit 2015 als Verbund der Uni-
versitäten Kaiserslautern, Lüt-
tich, Lothringen, Luxemburg,
des Saarlandes und Trier und
der Hochschule für Technik
und Wirtschaft des Saarlandes
(htw saar) tätig.
Die Zusammenarbeit der in-
zwischen sieben Hochschul- und
Forschungseinrichtungen der
Großregion wurde bereits vor 13
Jahren 2008 im Rahmen eines
EU-Projekts gestartet. Inzwischen
gibt es eine gemeinsame Ko-
ordination der Zusammenarbeit.

„Der europäische Gedanke hat
viele Universitätsgründungen der
Vergangenheit begleitet und/oder
inspiriert, so auch im Jahr 1970
während der Wiedergründung
der Universität Trier. Als vor 13
Jahren die Konturen einer ,Uni-
versität der Großregion‘ skizziert
wurden, musste Trier in diesem

Verbund mit Frankreich, Lu-
xemburg und Belgien also selbst-
verständlich dabei sein“, sagt
Professor Jäckel. Deshalb freue
er sich auf sein Mandat, das er
nun bis 2023 innehat.

Einstimmiger Beschluss

Der UniGR-Rat, der sich aus den
Präsidenten und Rektoren der
sechs Partneruniversitäten zu-
sammensetzt, hat Jäckel in einer
virtuellen Sitzung einstimmig ge-
wählt. Er löst damit Professor
Manfred Schmitt, Präsident der
Universität des Saarlandes und
UniGR-Präsident seit 2019,
an der Spitze des Verbunds
ab. „So, wie kontinuierlich
an dem ,Haus Europa‘ gebaut
werden muss, so kann sich
auch die akademische Welt
nicht in ein gemachtes Bett
legen. In diesem Sinne wer-
den wir uns Schritt für Schritt
gemeinsam weiterentwickeln“,
sagt der Trierer Uni-Chef anläss-
lich seiner Wahl.

Gemeinsam mit Jäckel bildet
Professor Stéphane Pallage
von der Universität Luxem-

burg das neue Führungs-
duo. Auch er wurde
einstimmig wieder-
gewählt. Für ihn ist die
UniGR vorbildhaft
in Europa: „In den
fast 13 Jah-
ren ihres Be-
stehens hat die Universität der
Großregion die Vitalität der grenz-
überschreitenden Zusammen-
arbeit in dieser Region, die eine
der Wiegen des modernen Euro-
pas ist, unter Beweis stellen kön-
nen“, sagt er.

Projekte der Zukunft sind die
Weiterentwicklung des Hoch-
schulverbunds UniGR sowie
die Möglichkeiten künftiger ge-
meinsamer Kooperationsbereiche.

Dabei arbeitet der
UniGR-Rat eng

mit den be-
ratenden Gre-
mien wie dem
Politischen
Beirat und
dem Studie-
renden- und
Promovie-
rendenbeirat

zusammen.



Hochschulminister Claude Meisch stellt Mehrjahresplan vor
Von Annette Welsch

Für die vier Jahre 2022-2025 lässt
sich der Staat die Forschungsakti-
vitäten in Luxemburg 1,7 Milliar-
den Euro kosten. Gestern unter-
zeichnete Hochschul- und For-
schungsminister Claude Meisch
(DP) mit den Vertretern der ver-
schiedenen Institutionen entspre-
chende Konventionen. Um 17,6
Prozent steigen die Ausgaben da-
für im Vergleich zum Zeitraum
2018-2021, fünf Institutionen er-
halten Forschungsgelder: die Uni-
versität Luxemburg (908,28 Mil-
lionen Euro), die drei öffentlichen
Forschungszentren Luxembourg
Institute of Health (LIH, 182,54 Mil-
lionen), Luxembourg Institute of
Science and Technology (List,
219,41 Millionen) und Luxem-
bourg Institute of Socio-Economic
Research (Liser, 62,08 Millionen)

sowie der Fonds National de la Re-
cherche (FNR, 294,03 Millionen
Euro). Dazu gibt es die Möglich-
keit, vom Bonus in Höhe von 35
Millionen Euro zu profitieren, der
entsprechend den Leistungskrite-
rien des EU -Rahmenprogramms
für Forschung und Entwicklung
verteilt wird.

„Die Forschung wirkt sich auf
die Wirtschaft, die Gesellschaft
und die Zukunft des Landes aus",
betonte Meisch. „Die signifikante
Erhöhung ist Ausdruck der Ambi-
tionen der Regierung, die Exzel-
lenz der akademischen Forschung
und Lehre zu fördern und einen
internationalen Beitrag dort zu
leisten, wo wir uns nicht immer
nur auf andere Länder verlassen
können. Wir müssen selber auf die
Herausforderungen reagieren kön-
nen."

Vier gemeinsame Aufgabengebiete

Die inhaltliche Ausrichtung orien-
tiert sich denn auch an der natio-
nalen Strategie von 2019 zu Inno-
vation und Forschung. Man habe
mit den Bereichen Digitalisierung
und Daten, nachhaltige Entwick-
lung und Energie sowie Medizin
und Gesundheit Schwerpunkte de-
finiert. Und es wurden vier ge-
meinsame Aufgabengebiete defi-
niert, bei denen Projekte zusam-
men lanciert und umgesetzt wer-
den sollen: Die Informatisie-
rung/Digitalisierung der persona-
lisierten Medizin, die weitere Ent-
wicklung der FinTech, Bildung,
Weiterbildung und die Kompeten-
zen des 21. Jahrhunderts sowie die
Herausforderungen beim Klima -
und Energiewandel.

Neben der Finanzierung mit
staatlichen Mitteln werde aber

auch Wert darauf gelegt, dass zu-
sätzliche Mittel vom FNR, der EU
oder aus der Privatwirtschaft ge-
sucht werden - so genannte Dritt-
mittel. Dazu kommt die Verwen-
dung der Reserven, die sich unter
anderem durch die Pandemie
akkumuliert haben. Nach vier Jah-
re werden die Institute nach wis-
senschaftlichen und sozio-ökono-
mischen Kriterien, die neu defi-
niert wurden, bewertet.

„Luxemburg muss dazu auch
international visibel sein und at-
traktiv für Forscher bleiben", sag-
te Meisch. Derzeit sei das durch-
aus der Fall. „Wir sind durch die
Bank zufrieden, vor allem mit der
Kapazität, Top -Forscher anziehen
zu können." 3 000 Forscher sind
derzeit in Luxemburg tätig, allein
die Universität zählt ungefähr
1 000 Doktoranden. 580 zusätzli-
che Arbeitsplätze können nun
durch die neuen Konventionen ge-
schaffen werden.



Nachgezählt

In den kommenden

vier Jahren wird im
Großherzogtum noch mehr

in die Forschung investiert.
Mit fünf Institutionen wurden

Konventionen unterzeichnet.



Mit dem Planetarium ist das Science Center um eine Attraktion reicher - es gibt aber schon weitere Pläne
Von Glenn Schwaller
Differdingen. Von außen ist nur
eine große weiße Kuppel zu er-
kennen, die bis fast unter die De-
cke des Raumes ragt. Beim Betre-
ten der ungewöhnlichen Struktur
ereilt den Besucher jedoch das Ge-
fühl, als würde er in eine andere
Welt eintreten. Das tut er gewis-
sermaßen auch. Im Innern der
Kuppel befindet sich nämlich das
erste und somit einzige Planeta-
rium Luxemburgs. Eine digitale
Reise zu weit entfernten Planeten
oder zu vergangenen Zeitepochen
in der Geschichte des Univer-
sums, all dies ist mit der moder-
nen Anlage kein Problem.

Mehrere Vorführungen rund um
das Weltall werden demnach an-
geboten. Die Dauer der einzelnen
Vorstellungen beträgt jeweils eine
Stunde, wie der für das Planeta-
rium zuständige Projektleiter Ju-
lien Meyer erklärt.

Sitzbänke nach
wissenschaftlichem Standard

Die Zuschauer können die Vor-
führungen dabei aus einer beque-
men Liegeposition heraus verfol-
gen. Einen Winkel von genau 45
Grad weisen die entsprechenden,
in Kreisform angeordneten Liege-
bänke im Innern der Kuppel auf.
Das ist keineswegs Zufall. Dieser
Winkel wurde nämlich von der
NASA berechnet. In dieser Sitz-
position muss nur ein Minimum an
Muskelkraft aufgebracht werden,
um die Liegestellung halten zu
können, wie Meyer, seines Zei-
chens gelernter Mathematiker,
weiter erklärt. Die Sitzbänke ent-
sprechen also wissenschaftlichen
Standards und fügen sich somit
bestens in ihre Umgebung ein. Be-
finden tut sich das Planetarium
nämlich im Luxembourg Science
Center in Differdingen. Wie der
Name bereits ankündigt, dreht sich
hier alles um die Wissenschaft.

Ob Mathematik, Chemie oder
Physik, für jeden Besucher ist was
dabei. Zielsetzung der Einrichtung

ist derweil nicht, reine theoreti-
sche Erklärungen zu geben, son-
dern Wissenschaft erlebbar und
vor allem verständlich zu machen,
wie es der Gründer und Direktor
des Science Center, Nicolas Di-
dier, im Gespräch mit dem „Lu-
xemburger Wort" formuliert. Vor
allem im Schulunterricht sei vie-
les abstrakt und nicht anfassbar, im
Science Center hingegen schon.
Hier steht die Praxis im Fokus.

Das Angebot richtet sich also
primär an Schulklassen. In diesem
Zusammenhang spiele die Orien-
tierung des Nachwuchses eine
wichtige Rolle. Schüler können
hier in Kontakt mit der Wissen-
schaft kommen und möglicherwei-
se Gefallen an Themen finden, den
sie im reinen Schulunterricht nicht
finden würden, fährt Didier fort.

Doch auch die Reorientierung
von Menschen, die bereits berufs-
tätig sind, sich aber nach neuen
Themenbereichen sowie mögli-
chen Arbeitsfeldern umschauen
möchten, nimmt im Konzept der
Einrichtung eine nicht zu unter-
schätzende Rolle ein.

Um ein entsprechend breites
Angebot an Wissenschaftsfeldern
abdecken zu können, zählt das Lu-
xembourg Science Center aktuell
etwas mehr als 80 Experimentier-
stationen auf einer Ausstellungs-
fläche von insgesamt 4 300 Qua-
dratmetern. Zusätzlich zu den Ex-
perimentierstationen werden 20
wissenschaftliche Shows angebo-
ten. Die meisten davon in eigens
dafür eingerichteten Vorführungs-
räumen. Dazu zählen neben eher
klassischeren Mathematik- oder
Chemiezimmern auch ein Tonstu-
dio oder eine Küche, in welcher
mit Geschmäckern experimentiert
werden kann.

Planetarium
als neueste Errungenschaft

Das Angebot wird jedoch ständig
erweitert. „Jedes Mal, wenn ich
durch den Ausstellungsraum strei-
fe, kommt es mir vor, als sei wie-

der eine neue Station hinzuge-
kommen", scherzt etwa Dany Fern-
andes, der beim Science Center für
das Marketing verantwortlich ist.

Im Rahmen dieser regelmäßi-
gen Erweiterung des Angebotes
stellt das Planetarium die neueste
Errungenschaft dar. Die Anlage,
die durch das europäische Pro-
gramm Feder zur Unterstützung
von Forschung und Innovation ko-
finanziert wurde, ist hierzulande
einzigartig. Mit einem Durchmes-
ser von sechs Metern fällt die An-
lage zwar vergleichsweise eher
klein aus, ein größeres Modell wä-
re jedoch aufgrund der begrenz-
ten Fläche im Ausstellungsraum
nicht umsetzbar gewesen.

Ausgestattet ist das Planeta-
rium im Innern mit einem Projek-
tor, der 360 -Grad -Bilder auf die
Oberfläche der Kuppel zeichnet.
Die gesamte Vorführung kann Ju-
lien Meyer dabei von einem Tab-
letcomputer aus steuern. Näher an
einen Planeten ranzoomen, in der
Zeitgeschichte des Weltalles rei-
sen oder ein Sternzeichen aufzei-
gen, all dies lässt sich problemlos
vom Tablet aus einstellen. Das
Prinzip der Vorführung lautet
demnach: Interaktivität. Tauchen
Fragen unter den Zuschauern auf,
wird die Präsentation angepasst,
ebenso wie diese insgesamt auf das
jeweilige Publikum zugeschnitten
wird, so Meyer.

Die Vorführungen im Ende De-
zember eröffneten Planetarium be-
schränken sich aktuell noch auf
den Themenschwerpunkt rund um
Planeten. In Zukunft sollen aber
weitere Themenwelten hinzukom-
men, beispielsweise Sterne und
Kosmologie, wie der Projektleiter
weiter erklärt.

Der Krise gut getrotzt, der Blick
bereits in die Zukunft gerichtet

Die ständige Erweiterung des An-
gebotes führt jedoch dazu, dass in
Zukunft Platzmangel am bisheri-
gen Standort nahe dem Differdin-
ger Stadtzentrum herrschen dürf-

te. Daher bestehen bereits konkre-
te Pläne, in die ehemalige Gaszen-
trale, die sich ebenfalls in der Süd-
gemeinde befindet, umzuziehen,
wo deutlich mehr Raum zur Ver-
fügung stünde. Dort könnten dann
auch die ehemaligen Gasmotoren
der Zentrale in das Konzept des
Science Center integriert werden,
wie Didier mit Blick auf die Zu-
kunft erklärt.

Der aktuelle Ausstellungsraum,
der 2017 seine Türen für Besucher
öffnete, stellt somit nur die erste
Phase des Vorhabens dar. „Hier
geht es darum, das Konzept auf-
zubauen, weiterzuentwickeln und
zu testen", erläutert der Gründer.
Da sich das Konzept bewährt hat,
steht mit Phase zwei dann der Um-
zug an einen größeren Standort be-
vor. Ein entsprechender Gesetzes-
text, der diesen Weg bereiten soll,
soll noch in diesem Jahr hinterlegt
werden, so Didier.

Die Pläne zur Erweiterung in
Zeiten der anhaltenden Corona-
Krise dürfte einige überraschen,
doch konnten die Folgen der Pan-
demie im Science Center inzwi-
schen gut überwunden werden. So
brach der Besuch von Schulklas-
sen zwar zwischenzeitlich um 68
Prozent ein, im Jahr 2021 konnte je-
doch bereits ein neuer Besucher-
rekord eingefahren werden. Ein
Zuwachs der Gästezahlen von 45
Prozent gegenüber 2019, dem letz-
ten Vorkrisenjahr, konnte dem-
nach erreicht werden. Das Inter-
esse an der Wissenschaft scheint
also reichlich vorhanden zu sein,
ganz zu Freuden der Verantwort-
lichen im Science Center.
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Sechs Monate nach dem Hochwasser an der
Sauer kehrt bei den Betroffenen Normalität ein
Von Irina Figut
und Volker Bingenheimer

Echternach/Steinheim. Heftige Re-
genfälle, die Anfang Januar über
Luxemburg niedergegangen wa-
ren, haben bei Viktor Wittal
wieder unangenehme Erinnerun-
gen geweckt. „Das ist die Folge von
dem, was ich während des Hoch-
wassers im Sommer erlebt habe",
sagt der Wahl-Echternacher.
Seine Stimme klingt plötzlich trau-
rig. „Ich kann jetzt nicht mehr ein-
fach so ruhig dem Wasser zu-
schauen."

Mitte Juli hatte die Flut in sei-
nem Haus in der Rue du Chemin
de Fer in Echternach hohe Schä-
den angerichtet: Der Keller seines
dreistöckigen Hauses war bis zur
Decke überflutet, im Erdgeschoss
stand das Wasser 70 bis 80 Zenti-
meter hoch. „Das Wasser wäre fast
bis zu unseren Fenstern gekom-
men", erinnert sich Wittal an die
dramatischen Ereignisse. Als Fol-
ge stand bei der Familie eine um-
fassende Renovierung des Hauses

an, die sie eigentlich nicht geplant
hatte. „Bis Ende August hat bei uns
eine Firma die Räume im Haus ge-
trocknet", erzählt Viktor Wittal.
„Ich musste jeden Tag circa 200 Li-
ter Wasser entsorgen, die sich
durch die Kondensierung und pro-
fessionelle Trocknungsgeräte an-
sammelten." Auch sei der Ener-
gieverbrauch zu der Zeit im Haus
enorm gestiegen.

Stressige Zeit im Sommer

Von der Versicherung hat Wittal
Geld zurückbekommen: „Der Be-
trag entspricht ungefähr unseren

Vorstellungen, allerdings ist es
schwierig, die genaue Summe der
Schäden auszurechnen", gibt der
51 -Jährige zu. In manchen Fällen sei
die Einschätzung durch die von der
Versicherung eingestellten Exper-
ten für ihn „nicht logisch" gewe-
sen: „Sie haben zum Beispiel für
unsere Waschmaschine, die durch
das Hochwasser beschädigt wur-
de und vier Jahre auf dem Buckel
hatte, viel weniger berechnet, als
für den Staubsauger, der zweimal
älter war."

Die unmittelbare Zeit nach dem
Hochwasser bezeichnet Wittal als
sehr „stressbeladen". Aufgrund des
Sommerkollektivurlaubs im Bau-
gewerbe konnte er keinen Hand-
werker für die Reparaturarbeiten
finden, anschließend erwiesen sich
die Dienstleistungen einer Baufir-
ma als „problematisch". Mitte No-
vember waren die Reparaturarbei-
ten in Wittals Haus abgeschlos-
sen.

Mehrere Tausend Euro hat der
studierte Informatiker ebenfalls in
die Ausstattung im Haus inves-
tiert, um sich in Zukunft besser vor
Hochwasser zu schützen. „Wir ha-
ben drei Rückstauklappen in der
Kanalisation, den Regenwasserlei-
tungen und den Leitungen unter
dem Haus installiert." Wittal hofft,
dass dies im Falle eines erneuten
Hochwassers helfen wird: „Das
Wasser wird dann nicht so stark
in das Haus eindringen." Auch hat
er alte Kellerfenster mit einigen
Holzbalken, die durch das Wasser
zunichte gegangen sind, ersetzen
lassen.

Jetzt sei er schlauer: „Ich be-
wahre alles im Keller in Plastik-

schachteln auf, um diese so schnell
wie möglich in Sicherheit zu
bringen", meint Wittal. Damals
waren viele Sachen im Keller stark
beschädigt worden. „Das Wasser
war sehr schnell gekommen und
wir hatten nicht viel Zeit, zu räu-
men."

Sehnsucht nach alten Möbeln

Viktor Wittal ist sechs Monate
nach den dramatischen Über-
schwemmungen an der Sauer mit
seinem Alltag rundum zufrieden.
„Schade, dass die Urlaubspläne
platzen mussten, wir sind aber im
Großen und Ganzen wieder zur
Normalität zurückgekehrt." Mit
einem Schmunzeln im Gesicht er-
innert er sich an die vier Monate,
die er und seine Familie im Haus
ohne Küchenmöbel und Esszim-
mer verbracht haben. „Wir haben
provisorisch draußen auf der Ter-
rasse gekocht und jeder aß dann
auf seinem Zimmer."

Erst Mitte Dezember sind bei
ihm neue Küchenmöbel eingetrof-
fen. Der Kühlschrank fehlt jedoch
noch. „Schade, dass ich einiges an
Möbeln nicht wieder so kaufen
kann, wie ich es früher hatte",
seufzt Wittal. „Ich weiß nicht, ob
es besser oder schlechter ist, ich
kann aber nicht mein altes Leben
zurückerlangen, an das ich mich
vorher so gewöhnt hatte."

Glück im Unglück

Auch Casper Ingwersen aus Stein-
heim hat ein halbes Jahr nach der
Katastrophe noch sehr lebendige
Erinnerungen. „Die Tage um den
15. Juli waren Stress pur", sagt er
heute. Ingwersen lebt mit seiner
Partnerin in einem Reihenhaus im
Dorfkern von Steinheim, keine 100
Meter vom Ufer der Sauer ent-
fernt. Auf dem Höhepunkt der Flut
stand das Wasser 1,90 Meter hoch
im Erdgeschoss des Hauses.

Am Abend des 14. Juli, einige
Stunden vor dem Hochwasser,
warnten Feuerwehrleute das Paar
und die anderen Anwohner im al-
ten Dorfkern von Steinheim. „Um

20 Uhr haben sie bei uns geklin-
gelt und uns über die Hochwas-
sergefahr informiert. Um 2 Uhr
läuteten sie noch einmal und sag-
ten, dass das Wasser gleich
kommt", erinnert er sich.

Die Stunden, bevor sie das Haus
verlassen mussten, hatten die zwei
noch genutzt, um so viele Gegen-
stände wie möglich in die oberen
Geschosse zu bringen. Die Nacht
verbrachte das Paar bei Ingwer -
sens Eltern, die im gleichen Dorf,
aber etwas höher gelegen, woh-
nen. Als das Hochwasser dann wie-
der verschwunden war, mussten
Ingwersen und seine Partnerin drei
Tage lang Schlamm und Dreck
wegputzen. Die Schadensbilanz:
Mehrere schwere Geräte, die die
zwei in der Eile nicht mehr retten
konnten, sind kaputt. „Ein Kühl-
schrank, Bügeleisen, Trockner und
ein Schrank mit Winterkleidern -

das alles hat das Wasser zerstört",
sagt Ingwersen.

Dabei hatte er noch Glück im
Unglück: Im Erdgeschoss des Hau-
ses befindet sich nur die Garage
und ein Abstellraum - der Archi-
tekt hatte wohl damals schon an
die Hochwassergefahr gedacht.
Am Ende der Häuserreihe hatte es
eine Familie schlimmer erwischt,
denn bei ihnen liegen außerdem
Wohnräume im Erdgeschoss. Die-
se sind auch ein halbes Jahr nach
der Flut nicht bewohnbar - in den
leer geräumten Zimmern laufen
immer noch die Bautrockner.

Casper Ingwersen und seine
Partnerin haben sich entschieden,
aus dem Haus wegzuziehen. „Nicht
direkt wegen des Hochwassers, ob-
wohl das bei der Überlegung mit-
gespielt hat", sagt er. Angst vor
einem erneuten Hochwasser hat er
eigentlich nicht, obwohl er sich
keine Illusionen macht: „Höchst-
wahrscheinlich wird so etwas in
den nächsten zehn Jahren noch
einmal passieren. Nur weiß eben
niemand, wann es sein wird."
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Gas ist knapp, der Preis steigt.
Eine Pflicht für Reserven
besteht in der EU nicht
Von Marco Meng

Energie kann eine Waffe sein. Das
spürte Europa in den 1970er-Jah-
ren, als im Nahen Osten die Roh-
ölexporte gedrosselt wurden. Seit-
dem besteht eine gesetzliche
Pflicht in Europa zu Mineralölre-
serven. Angesichts der Abhängig-
keit von Erdgas wird nun auch über
eine „strategische Reserve" für
Erdgas diskutiert, das Europa zum
großen Teil ebenfalls importieren
muss. Fast zwei Millionen Kubik-
meter (Nm3) Erdgas wurden 2020
in Luxemburg verbraucht, davon
750 000 Nm3 von Privathaushal-
ten.

Im Luxemburger Stromnetz
fließt laut Institut Luxembour-
geois de Régulation (ILR) zu 80,7
Prozent (5 129 Gwh) importierte
Elektrizität; etwa 70 Prozent da-
von kommt aus Deutschland (3 584
Gwh), 17,6 Prozent aus Frankreich
(1155 Gwh) und aus Belgien 5,9
Prozent (390 Gwh). Hinzu kommt
1414 GWh Strom, der nicht ins öf-
fentliche Netz eingespeist wird,
sondern vom Kraftwerk Vianden
direkt aus dem deutschen Netz ge-

zogen wird, um Wasser in das
Oberbecken zu pumpen. Insge-
samt ist im Pandemiejahr 2020 der
Stromverbrauch in Luxemburg
verglichen mit 2019 um 4,5 Pro-
zent auf 6 262 Gwh zurückgegan-
gen.

Zur Hälfte gefüllte Gasspeicher

Nach Angaben von Gas Infras-
tructure Europe (GIE), dem Inter-
essenverband der europäischen
Gasinfrastrukturbetreiber, sind die
Erdgasspeicher der Versorgungs-
unternehmen in Europa derzeit zu
50 Prozent gefüllt und damit unter
dem Niveau, das sonst um diese
Zeit typisch ist, so jüngst das Ener-
gieministerium in der Antwort auf
eine parlamentarische Anfrage der
CSV-Fraktion in der Chamber.
Engpässe in der Versorgung seien
aber nicht zu erwarten.

Allerdings hat Knappheit in der
Wirtschaft immer einen Effekt:
steigende Preise. Auch für Strom,
denn 2020 beispielsweise wurden
in der EU fast 20 Prozent des
Stroms durch die Verbrennung
von Gas hergestellt. Auf europäi-

scher Ebene sei Energieminister
Claude Turmes (Déi Gréng) mit
den Nachbarländern darum im Ge-
spräch über eine bessere Regulie-
rung der Gasspeicherung. „Ein ge-
meinsames präventives Vorgehen
in diesem Bereich wäre im luxem-
burgischen Interesse und würde
zur Marktberuhigung beitragen",
so das Ministerium.

Woher übrigens das Gas in Lu-
xemburg genau kommt, ist schwer
feststellbar. Es wird gemessen, wie
viel Strom und Gas aus jedem der
Nachbarländer kommt, „jedoch
sagt dies nichts aus über die Lie-
ferbeziehungen (Verträge), die die
jeweiligen Lieferanten der Ver-
braucher mit Großhändlern oder
Produzenten unterhalten", erklärt
dazu das ILR. Hinzu kommt, dass
ein großer Teil der Energie über
Börsen gehandelt wird, wo es nicht
möglich ist, eine direkte Verbin-
dung zwischen Käufer und Ver-
käufer zu ermitteln.

Stromleitung wird ausgebaut

Beim Strom gibt es elektronische
Zertifikate, sogenannte „Her-

kunftsnachweise", die losgelöst
von der Energie gehandelt werden
und es insbesondere den Erzeu-
gern erneuerbarer Energien er-
möglichen, das Merkmal „erneu-
erbar" parallel zur eigentlichen
Energie auf dem Markt zu verkau-
fen. Eine Aussage also, welcher
Strom tatsächlich physisch in der
Leitung ist, ist nicht möglich.

Derzeit beträgt die vertraglich
festgelegte maximale Importkapa-
zität für Elektrizität 980 MW für
die Leitungen aus Deutschland.
Der bislang gemessene Höchstim-
port betrug 785 MW. Angesichts
des für 2033 erwarteten maxima-
len Belastungswachstums des
Creos-Netzes von mehr als 70 Pro-
zent aufgrund des Bevölkerungs-
wachstums, der Zunahme an Elek-
tromobilität, der Umstellung von
fossilen Brennstoffen auf Strom
sollen die Netzleitungen nach
Deutschland ausgebaut werden.
Das soll durch die Errichtung einer
doppelten 380 -kV -Leitung gesche-
hen. Die Kapazität zwischen Lu-
xemburg und Deutschland würde
dadurch um etwa 1 000 MW er-
höht.

Die Erdgasleitungen können Lu-
xemburg mit 319 000 Kubikmeter
pro Stunde versorgen. 2020 be-
trug der Höchstwert 213 528 Ku-
bikmeter. Ein Ausbau der Erdgas-
pipeline ist darum nicht geplant.

• 2020 wurde in der• EU fast 20 Prozent
des Stroms durch
die Verbrennung
von Gas
hergestellt.
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Die Stadt Luxemburg zieht Bilanz zu den Corona-Tests und präsentiert die neue Einwohnerzahl
Von David Thinnes
Luxemburg. Auch beim ersten City
Breakfast, dem allmonatlichen
Pressetermin in der hauptstädti-
schen Märei, war die Corona-Pan-
demie das prägende Thema.

So zog Bürgermeisterin Lydie
Polfer (DP) Bilanz der Corona-
Tests. Von Mai bis Oktober 2021
konnten diese Tests mit Gutschei-
nen gratis im Testzentrum der
Hauptstadt oder in einer der 14
Apotheken durchgeführt werden.
84 822 Tests wurden in dieser Zeit
durchgeführt, die meisten davon
im Testzentrum in der Grand -Rue

- und zwar etwa 45 000. Vom 1. No-
vember 2021 an kosteten die Tests
dann mit Gutschein fünf Euro und
ohne 15 Euro. Und die Statistik
zeigt, dass die Anzahl stark an-
stieg. In den Monaten zuvor wur-
den etwa 7 000, 8 000 Tests pro
Monat gezählt. Im November und
Dezember waren es dann etwa
20 000 pro Monat. Das Gutschein -
Prinzip wurde Ende Dezember
2021 eingestellt.

Das Lokal auf Nummer 70 der
Grand -Rue steht bekanntlich seit
dem 31. Dezember 2021 nicht mehr

zur Verfügung. „Die Stadt Luxem-
burg wollte den Mietvertrag mit
dem Inhaber verlängern, dieser
war aber nicht damit einverstan-
den", so Lydie Polfer. Das Lokal in
bester Lage steht nun noch immer
leer. Während zwei Monaten wur-
den dort auch Impfungen vorge-
nommen: Hier wurden 4 476 Impf-
dosen gezählt, davon 711 Erstimp-
fungen.

Die Tests, die jetzt 15 Euro kos-
ten, werden nun weiterhin in den
14 Apotheken und seit Anfang die-
ses Jahres auf der Place du Théâ-
tre durchgeführt - wenigstens bis
Ende Februar, so lange wie das ak-
tuelle Covid-Gesetz Bestand hat.

Die Victor -Hugo -Halle bleibt in-
des weiterhin für Impfungen ge-
schlossen. Anfang dieses Jahres
war die Halle in Limpertsberg we-
gen sicherheitstechnischer Proble-
me geschlossen und die Impfun-
gen in die Luxexpo in Kirchberg
verlegt worden. An der Decke hat-
ten sich Platten gelöst. „Diese wer-
den jetzt mit feinmaschigen Net-
zen gesichert. Die Arbeiten sollen
Mitte Februar abgeschlossen sein",
so die Bürgermeisterin, die aber of-
fen ließ, ob dann wieder der er-

neute Umzug erfolgt: „Das Feed-
back der Menschen ist positiv. In
der Luxexpo können außerdem bis
zu 48 Impfstraßen eröffnet wer-
den."

Zuwachs von 3 986 Einwohnern
Traditionell wird beim ersten Ci-
ty Breakfast des Jahres auch die
neue Einwohnerzahl der Haupt-
stadt mitgeteilt. Die Stadt Luxem-
burg hat 2021 die Marke der
125 000 Bürger überschritten. Auf
den 31. Dezember wohnten 128 514
Menschen auf dem Gebiet der
Hauptstadt, davon sind 90 715 Mit-
bürger aus dem Ausland und 37 799
Luxemburger. Im Vergleich zum
Vorjahr ist es ein Zuwachs von
3 986 Personen.

Gut besuchte Weihnachtsmärkte
Eine weitere Zahl aus dem City
Breakfast ist 1200 000: So viele
Eintritte wurden auf allen Weih-
nachtsmärkten der Hauptstadt ge-
zählt. Insgesamt 579 000 Armbän-
der für den Covid-Check wurden
verteilt, so dass die Gäste jeweils
immer mindestens auf zwei Märk-
ten waren.

Ein großer Erfolg war auch das
Winterkids im Hof der ehemali-
gen Nationalbibliothek. Und die-
ses Konzept soll nachhaltig be-
stehen bleiben, wie der Erste
Schöffe Serge Wilmes (CSV) ver-
rät. Nach Gesprächen mit dem Mi-
nister für öffentliche Bauten, Fran-
çois Bausch, (Déi Gréng), und Kul-
turministerin Sam Tanson (Déi
Gréng) wurde eine Arbeitsgruppe
eingesetzt, die im Februar mit den
Diskussionen beginnt. „Wir wol-
len ein gemeinsames Projekt für
Kinder ausarbeiten, das im Hof und
im Erdgeschoss installiert werden
soll", so Serge Wilmes.
Zahl des Tages

128 514
Die Hauptstadt hat die Grenze der

125 000 Einwohner überschritten. En-
de 2021 wohnten 128 514 Menschen in
der Stadt Luxemburg. 3 986 Personen
kamen dazu, 1 297 waren Neugebore-

ne. Auf dem Gebiet der Hauptstadt
wohnen Menschen aus 167 Nationen.

Neben den Luxemburgern (37 799)
stellt Frankreich mit 21199 Einwoh-

nern die größte Gemeinschaft.


